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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 

I. zur Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwick-
lung bestimmter französischer und italienischer Regionen im Zusammenhang mit der 
Erweiterung der Gemeinschaft 

II. zur Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwick-
lung im Hinblick auf die Beseitigung von Entwicklungshemmnissen für neue Wirt-
schaftszweige in bestimmten von der Umstrukturierung der Eisen- und Stahlindustrie 
betroffenen Gebieten 

III. zur Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwick-
lung im Hinblick auf die Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Lage der 
Grenzgebiete Irlands und Nordirlands 

IV. zur Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwick-
lung im Hinblick auf die Beseitigung von Entwicklungshemmnissen für neue Wirt-
schaftszweige in bestimmten von der Umstrukturierung der Schiffbauindustrie betrof-
fenen Gebieten 

V. zur Einführung einer spezifischen Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwick-
lung im Hinblick auf die Verbesserung der Sicherheit der Energieversorgung in eini-
gen Regionen der Gemeinschaft durch eine stärkere Nutzung neuer Technologien im 
Bereich der Stromgewinnung aus Wasserkraft und den Ausbau alternativer Energie-
quellen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt am 16. Oktober 1979) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung einer spezifischen Gemein

-

schaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung bestimmter französischer und italienischer 
Regionen im Zusammenhang mit der Erweiterung der Gemeinschaft 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des 
Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (1), ge- 

(I) ABl. Nr. L 73 vom 21. 3. 1975, S. 1. 

ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 214/79 
vom 6. Februar 1979 ( 2) und insbesondere auf Artikel 
13 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

( 2) ABl. Nr. L 35 vom 9. 2. 1979, S. 1. 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes 
vom 7. November 1979 – 14 – 68070 – E – Re 93/79: 
Diese Mitteilung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 16. Oktober 1979 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsmitteilung ist vorgesehen. 
Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 (nach-
folgend „Fondsverordnung" genannt) sieht unabhän-
gig von der in Artikel 2 Absatz 3 a) der gleichen Ver-
ordnung festgelegten Aufteilung der Mittel nach Län-
dern eine Beteiligung des Fonds an der Finanzierung 
von spezifischen Gemeinschaftsmaßnahmen zur regio-
nalen Entwicklung vor, insbesondere soweit sie in Ver-
bindung mit den Gemeinschaftspolitiken und Maßnah-
men stehen, die die Gemeinschaft beschließt, um das 
regionale Ausmaß dieser Politiken besser berücksichti-
gen oder die regionalen Auswirkungen dieser Politi-
ken abschwächen zu können; 

die betroffenen Mitgliedstaaten haben der Kommis-
sion die Daten im Hinblick auf die regionalen Pro-
bleme mitgeteilt, die Gegenstand einer spezifischen 
Gemeinschaftsmaßnahme werden können; 

die Mittel des Fonds werden unter Berücksichtigung 
des Intensitätsgrades der regionalen Ungleichgewichte 
in der Gemeinschaft verwendet; 

der Beitrittsvertrag mit Griechenland ist am 28. Mai 
1979 unterzeichnet worden, und es ist vorgesehen, 
daß dieses Land ab 1. Januar 1981 Mitglied der Ge-
meinschaft sein wird; die Beitrittsverhandlungen mit 
Portugal und Spanien sind am 17. Oktober 1978 bzw. 
am 5. Februar 1979 aufgenommen worden; 

die südlichen Regionen der Gemeinschaft könnten 
durch die Erweiterung der Gemeinschaft, insbeson-
dere durch einen sich verschärfenden Wettbewerb für 
einige landwirtschaftliche Erzeugnisse und Anpas-
sungsprobleme für ihre Wirtschaftsstrukturen, in 
Schwierigkeiten geraten; 

unter diesen Regionen verzeichnen Süditalien und die 
drei an Spanien angrenzenden französischen Regio-
nen einen außerordentlich hohen Prozentsatz an land-
wirtschaftlichen Beschäftigten, die zu einem erhebli-
chen Anteil von der Produktion der mittelmeerischen 
Agrargüter abhängen; andererseits sind diese Gebiete 
durch ein schwaches Industriepotential, starke Arbeits-
losigkeit und eine schwache Beschäftigungsrate ge-
kennzeichnet; 

es ist im Interesse der Gemeinschaft, daß ihre Erweite-
rung harmonisch verläuft. Deshalb ist es erforderlich, 
schon vor dem Wirksamwerden des Beitritts der 
neuen Mitgliedsländer kräftige strukturelle Maßnah-
men zu ergreifen, um diese Regionen in die Lage zu 
versetzen, sich an die Erweiterung anzupassen. Die 
Gemeinschaft sollte sich an den hierzu von den betref-
fenden Mitgliedstaaten zu ergreifenden Maßnahmen 
in besonderer Weise beteiligen, indem sie eine spezifi-
sche Gemeinschaftsmaßnahme zugunsten dieser Re-
gionen beschließt; 

im Bereich der gemeinsamen Agrarpolitik sind bereits 
Maßnahmen getroffen worden; es müssen darüber 
hinaus in diesen Regionen andere Interventionen der 
Gemeinschaftsfonds, die sinnvoll kombiniert werden 
können, in die Wege geleitet werden; 

die kleinen und mittleren Unternehmen (nachfolgend 
KMU genannt) nehmen in der Wirtschaftsstruktur die-
ser Regionen einen wichtigen Platz ein; eine Förde-
rung dieser Unternehmen insbesondere im Hinblick 
auf die verstärkte Ausrichtung ihrer Erzeugung auf 
die Märkte sowie eine bessere Betriebsführung käme 
der Beschäftigungslage zugute; 

der in einigen dieser Gebiete mangelhafte Zustand 
der Infrastrukturen im Verkehrs- und Nachrichtenwe-
sen wirkt sich als Hemmschuh bei der Anpassung die-
ser Unternehmen aus; 

die genannten Regionen verfügen über ein großes Ent-
wicklungspotential im Bereich des Fremdenverkehrs 
und der Erholung. Eine koordinierte Förderung und 
Planung des ländlichen Fremdenverkehrs würde sich 
günstig auf die Beschäftigungs- und Einkommensver-
hältnisse der dort ansässigen Bevölkerung auswirken; 

die Gemeinschaftsmaßnahme muß in Form von Spe-
zialprogrammen durchgeführt werden; es obliegt der 
Kommission, durch Prüfung dieser Programme sicher-
zustellen, daß die dort vorgesehenen Maßnahmen mit 
den Bestimmungen der vorliegenden Verordnung 
übereinstimmen; 

die Spezialprogramme müssen bestimmten Zielen ent-
sprechen, die in den regionalen Entwicklungsprogram-
men, nach Artikel 6 Absatz 3 der Fondsverordnung 
vorgesehen sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird eine spezifische Gemeinschaftsmaßnahme zur 
regionalen Entwicklung im Sinne von Artikel 13 der 
Fondsverordnung eingeleitet (im folgenden „spezifi-
sche Maßnahme" genannt), die zur Entwicklung eini-
ger französischer und italienischer Regionen im Zu-
sammenhang mit der Erweiterung der Gemeinschaft 
beiträgt. 

Artikel 2 

Die spezifische Maßnahme betrifft die Regionen Aqui-
tanien, Midi-Pyrénées und Languedoc-Roussillon in 
Frankreich und die Regionen des Mezzogiorno in Ita-
lien. 
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Artikel 3 

(1) Die Durchführung der spezifischen Maßnahme 
erfolgt in der Form eines Spezialprogramms (nachste-
hend „das Spezialprogramm" genannt) das der Korn-
mission von jedem der betroffenen Mitgliedstaaten 
vorgelegt wird. 

Das Spezialprogramm hat zum Ziel, die kleinen und 
mittleren Unternehmen zu fördern, indem es mittels 
Marktanalysen insbesondere deren Ausrichtung auf 
die Märkte erleichtert, den Produktionsapparat und 
die sie umgebende Infrastruktur anpaßt und entwik-
kelt und ihre Betriebsführung verbessert. Es hat wei-
terhin die Förderung der Innovation zum Gegen-
stand. Schließlich sollen das Handwerk gefördert und 
die im Fremdenverkehr bestehenden Möglichkeiten 
ausgenützt werden. 

(2) Das Spezialprogramm muß sich in den Rahmen 
der der Kommission von Frankreich und Italien nach 
Artikel 6 Absätze 3 und 4 der Fondsverordnung vorge-
legten Regionalentwicklungsprogramme einfügen. 

(3) Das Spezialprogramm enthält für jede Region 
die im Anhang zu dieser Verordnung vorgesehenen 
erforderlichen Angaben zur Analyse der Lage und der 
Erfordernisse im Hinblick auf die in Absatz 1 genann-
ten Ziele, die geplanten Vorhaben und ihre zeitliche 
Abwicklung sowie alle generellen Merkmale, die zur 
Beurteilung seiner Übereinstimmung mit den Zielen 
der Regionalentwicklung nötig sind. 

(4) Die Laufzeit des Spezialprogramms beträgt 
fünf Jahre, vom dreißigsten Tag nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung an gerechnet. 

(5) Der voraussichtliche Gesamtbetrag der Beteili-
gung des Fonds an der spezifischen Maßnahme be-
läuft sich auf 120 Millionen ERE. 

(6) Das Spezialprogramm wird von der Kommis-
sion nach Anhörung des Ausschusses für Regionalpoli-
tik gebilligt. 

Artikel 4 

Der Fonds kann sich im Rahmen des Spezialpro-
gramms an folgenden Maßnahmen beteiligen: 

1. Bereitstellung von Mitteln und  Dienstleistungen, 
die eine bessere Entfaltung der KMU ermöglichen. 

a) Erstellung sektoraler Analysen, mit deren Hilfe 
die kleinen und mittleren Unternehmen über 
die Möglichkeiten der inländischen, gemein-
schaftsweiten und außergemeinschaftlichen 
Märkte informiert und über die davon zu erwar-
tenden Auswirkungen auf die Produktion und 
Organisation dieser Unternehmen aufgeklärt 
werden; 

b) zusätzliche Beihilfen für Investitionen der 
KMU mit dem Ziel, ihre Ausrichtung auf die 
Möglichkeiten der Märkte zu erleichtern, inso-
weit die obengenannten Analysen oder andere 
Marktanalysen dies rechtfertigen. Diese Investi-
tionen können auch von mehreren Unterneh-
men gemeinsam genutzte Dienstleistungseinrich-
tungen betreffen; 

c) Schaffung bzw. Ausbau von Beratungsgesell-
schaften im Bereich der Betriebsführung und 
-organisation. Die Tätigkeiten dieser Gesell-
schaften können eine zeitlich begrenzte techni-
sche Hilfeleistung umfassen, um den Unterneh-
men die Umsetzung der erteilten Empfehlungen 
zu erleichtern. 

Schaffung oder Ausbau von gemeinsamen 
Dienstleistungseinrichtungen für mehrere Unter-
nehmen; 

d) Aufbau bzw. Ausbau von Einrichtungen des Gü-
ter- und Nachrichtenverkehrs zwischen den Un-
ternehmen und ihrer Wirtschaftsumwelt, insbe-
sondere Aufhebung der verkehrsmäßigen Ab-
kapselung durch Straßenbau und Verbesserung 
der Fernmelde- , und Informatiknetze; 

e) Veranstaltung von Informationstagungen mit 
dem Ziel, den mittleren Führungskräften der 
KMU die Anpassung an die Veränderung im 
Produktionsprozeß zu erleichtern. 

2. Zur Innovationsförderung in der Industrie: 

a) Sammlung von Informationen über Innovatio-
nen im Bereich der Produkte und der Technolo-
gie und Verbreitung, einschließlich möglicher 
Erprobung derselben unter den Unternehmen 
in den von der Gemeinschaftsmaßnahme ge-
deckten Gebieten; 

b) Anreize zur Einführung der Produkt- und Ver-
fahrensinnovation in den KMU. 

3. Zur Förderung des Handwerks: 

a) Verbesserung der technischen und wirtschaftli-
chen Information des Handwerks vor allem 
durch die Zurverfügungstellung technischer Be-
rater; 

b) Aufwertung der traditionellen Handwerks-
zweige: Erforschung überkommener Techni-
ken, Verbreitung und Anpassung dieser Techni-
ken, Verbesserung des Vertriebswesens. 

4. Zur Förderung des Fremdenverkehrs auf dem 
Land: 

a) Bau oder Umbau kleinerer Hotels, Einrichtung 
von ländlichen Herbergen und Anlage von Cam-
ping- und Wohnwagenplätzen; 
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b) Einrichtung und Ausbau von gemeinsamen 
Dienstleistungseinrichtungen bzw. -organisatio-
nen, die mit der Förderung und Werbung, Be-
treuung der Gäste und der koordinierten Ver-
waltung der Beherbergungskapazitäten betraut 
sind, einschließlich der Veranstaltung von Infor-
mationstagen für das im Fremdenverkehr tätige 
Personal. 

Soweit es sich um Regionen handelt, innerhalb 
deren die Verteilung der Beanspruchung durch 
den Fremdenverkehr ein starkes Ungleichge-
wicht zugunsten der Küstenzonen aufweist, 
können diese Organisationsträger mit der 
Durchführung von Maßnahmen zur Abschwä-
chung dieses Ungleichgewichts betraut werden, 
einschließlich der Vorbereitung geeigneter 
Rundreiseveranstaltungen für die Touristen. Sie 
können weiterhin mit der Organisation von Fe-
rienkolonien oder Schullandheimen betraut wer-
den; 

c) Schaffung von unmittelbar mit der Entwicklung 
des Fremdenverkehrs in Verbindung stehenden 
Einrichtungen und Infrastrukturen sowie von 
Erholungstätigkeiten einschließlich kultureller 
Tätigkeiten; 

d) in den unter Punkt b) zweiter Absatz genann-
ten Gebieten die Entwicklung von Verkehrsun-
ternehmen, die den Touristen der Küstenzonen 
leichteren Zugang zu den inneren Fremdenver-
kehrszonen verschaffen, und die ebenso den 
Verkehr der Ferienkolonien und der Schulland-
klassen bewältigen können. 

Artikel 5 

(1) Das Spezialprogramm wird von den Mitglied
-staaten und der Gemeinschaft gemeinsam finanziert. 

Der Beitrag des Fonds erfolgt im Rahmen der im Ge-
samthaushalt der Europäischen Gemeinschaften vorge-
sehenen Mittel. Die gemeinschaftliche Beteiligung be-
trägt: 

a) KMU: 

— bei Maßnahmen zur Erstellung der sektoralen 
Analysen nach Artikel 4 Absatz 1 a) : 70 %o der 
Kosten; 

— bei Maßnahmen zur Förderung von Investitio-
nen nach Artikel 4 Absatz 1 b) : Bis zu 20 Oh 
der Investitionskosten. Diese Beihilfe kommt 
zu den bestehenden Beihilfesystemen ergän-
zend hinzu. Sie kann in Form einer Kapitalsub-
vention oder einer Zinsvergütung gewährt wer-
den; 

— bei Maßnahmen zur Förderung der -Beratung 
und der Dienstleistungen nach Artikel 4 Absatz 
1 c) : 70 % im ersten Jahr der Ausgaben der 
Unternehmen zur Deckung der Kosten der 

von den Beratungsfirmen erbrachten Leistun-
gen. Die Beihilfe erstreckt sich auf drei Jahre 
und ist degressiv. Dieses Beihilfesystem kann 
durch ein gleichwertiges Beihilfesystem zugun-
sten der Beratungsfirmen ersetzt werden. 70% 
im ersten Jahr der Ausgaben der Unternehmen 
für die laufenden Betriebsausgaben der gemein-
sam genutzten Dienstleistungseinrichtungen. 
Die Beihilfe hat eine Laufzeit von drei Jahren 
und ist degressiv; 

— bei Maßnahmen zur Förderung der Infrastruk-
tur nach Artikel 4 Absatz 1 d) : 50 % der Aus-
gaben der öffentlichen Hand; 

— bei Maßnahmen zur Förderung von Tagungen 
nach Artikel 4 Absatz 1 e) : 70 % der Organisa-
tionskosten. 

b) Innovation:  

— bei Maßnahmen zur Sammlung und Verbrei-
tung von Informationen über Innovationen 
nach Artikel 4 Absatz 2 a) : 70 %o im ersten 
Jahr der laufenden Kosten der in diesem Tätig-
keitsbereich wirkenden Organisationen, sofern 
die letzteren neu gegründet sind und gezielt 
die in Artikel 2 genannten Zonen und Regio-
nen bedienen. Die Beihilfe hat eine Laufzeit 
von drei Jahren und ist degressiv; 

— bei Maßnahmen zur Einführung von Innovatio-
nen nach Artikel 4 Absatz 2 b) : 70 %o der Ko-
sten der Durchführbarkeitsstudien über alle 
Aspekte, einschließlich der kommerziellen, die 
die Einführung von Innovationen betreffen. 
Die Obergrenze pro Studie beträgt 50 000 
ERE. Diese Studien müssen von oder für Un-
ternehmen durchgeführt werden, die in den in 
Artikel 2 genannten Gebieten ihren Sitz haben. 

c) Handwerk: 

— für die Maßnahmen nach Artikel 4 Absatz 3 a) 
und Artikel 4 Absatz 3 b) : 70 % der öffent-
lichen Hand. 

d) Fremdenverkehr auf dem Land: 

— bei Maßnahmen zugunsten der Aufnahmekapa-
zitäten im Fremdenverkehr nach Artikel 4 Ab-
satz 4 a) : 50 % der Ausgaben der öffentlichen 
Hand für Investitionsbeihilfen; 

— bei Maßnahmen zugunsten der Fremdenver-
kehrsförderung nach Artikel 4 Absatz 4 b): 
70 % im ersten Jahr der laufenden Ausgaben 
der gemeinsamen Dienstleistungseinrichtungen 
oder Organisationen. Die laufenden Ausgaben 
können die Kosten von Werbekampagnen und 
die Vorbereitung möglicher Rundreiseveranstal-
tungen umfassen. Die Beihilfe hat eine Laufzeit 
von drei Jahren und ist degressiv; 

— bei Maßnahmen zugunsten von Einrichtungen, 
Infrastruktur und Freizeitaktivitäten einschließ- 
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lich kultureller Aktivitäten nach Artikel 4 Ab-
satz 4 c) : 50 % der Ausgaben der öffentlichen 
Hand; 

— bei Maßnahmen zugunsten der Entwicklung 
von Verkehrsunternehmen nach Artikel 4 Ab-
satz 4 d): 50 % der Ausgaben der öffentlichen 
Hand. 

(2) Empfänger von Fondszuschüssen für die im vor-
hergehenden Absatz genannten Maßnahmen können 
sein: Behörden, Gebietskörperschaften, andere Orga-
nisationen, Unternehmen und Private. Falls die in vor-
stehendem Absatz a) dritter Gedankenstrich und b) 
zweiter Gedankenstrich genannten Beihilfen die Un-
ternehmen unmittelbar begünstigen, darf der Anteil 
dieser Unternehmen an den Gesamtausgaben nicht un-
ter 20 % fallen. 

(3) Die Höhe der Fondsbeteiligung zugunsten des 
Spezialprogramms darf den von der Kommission an-
läßlich der Billigung dieses Programms nach Artikel 3 
Absatz 5 festgesetzten Betrag nicht überschreiten. 

(4) Die mit der Durchführung des Spezialpro-
gramms zusammenhängenden Mittelbindungen im Ge-
samthaushalt werden im Rahmen von jährlichen Ab-
schnitten entsprechend dem' Vollzug des Programms 
vorgenommen. Die für die Jahre 1978, 1979 und 1980 
verfügbaren Mittel können jedoch gleichzeitig mit der 
Billigung des Spezialprogramms gebunden werden. 

Artikel 6 

(1) 	Der Beitrag des Fonds zugunsten der im Spe

-

zialprogramm vorgesehenen Maßnahmen wird auf An-
trag der betreffenden Mitgliedstaaten nach folgenden 
Regeln an die von ihm eigens benannten Stellen ausge-
zahlt: 

a) Alle Zahlungen mit Ausnahme der im folgenden 
Absatz genannten Vorschüsse erfolgen möglichst 
gleichzeitig  mit der Zahlung des Anteils der zu-
schußfähigen Ausgaben, der auf den Mitgliedstaat 
entfällt. 

Jedem Auszahlungsantrag ist eine Bescheinigung 
des Mitgliedstaats beigefügt, in der die tatsäch

-

lichen Ausgaben und das Vorhandensein detaillier-
ter Belege bescheinigt werden und die folgende An-
gaben enthält: 

— die Art der von dem Auszahlungsantrag ge-
deckten Maßnahmen, 

— die Höhe und die. Art der für die einzelnen 
Maßnahmen während des von dem Antrag ab-
gedeckten Zeitraums getätigten öffentlichen 
Ausgaben, 

— die Bestätigung, daß die im Zahlungsantrag be-
schriebenen Maßnahmen gemäß dem Spezial-
programm durchgeführt wurden; 

b) erbringt der Mitgliedstaat den Beweis, daß mit 
dem Spezialprogramm begonnen wurde, kann der 
Fonds auf seinen Antrag einen Vorschuß von 
30 %o des Betrages der Mittelbindungen zahlen. 
Nachdem dieser Vorschuß aufgebraucht ist und 
der. Mitgliedstaat der Kommission die Bescheini-
gung unter a) vorgelegt hat, können neue Vor-
schüsse von je 30 %o der pro Jahresabschnitt gebun-
denen Mittel ausgezahlt werden. 

(2). 	Zum Ende eines jeden Jahres erstattet der be

-

treffende Mitgliedstaat der Kommission Bericht über 
den Stand der Durchführung des Spezialprogramms 
unter Bezug auf die im Anhang zu dieser Verordnung 
geforderten Informationen. Diese Berichte müssen es 
der Kommission gestatten, sich von der Durchfüh-
rung des Spezialprogramms zu überzeugen und festzu-
stellen, daß die verschiedenen Maßnahmen in kohä-
renter Weise durchgeführt werden. 

(3) 	Die Vorschriften von Artikel 9 Absatz 1 bis 5 
der Fondsverordnung gelten für die in Artikel 1 die-
ser Verordnung genannten Gemeinschaftsmaßnahmen 
entsprechend. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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ANHANG 

Das Spezialprogramm muß für jede der in Artikel 2 der vorliegenden Verordnung genannten Regio-
nen folgende Angaben enthalten: 

1. KMU:  

a) — Untersuchung der Stellung, die die kleinen und mittleren Unternehmen im Wirtschaftsge-
füge der Region und innerhalb jedes Wirtschaftszweiges einnehmen. Analyse ihrer Lage 
und ihrer Bedürfnisse, insbesondere was die Information über die Märkte, die Möglichkeit 
der Anpassung an diese Märkte, die Beratung in Fragen der Geschäftsführung und Organi-
sation, die Infrastruktur im Verkehrs- und Fernmeldewesen sowie die Unterrichtung der 
mittleren Führungskräfte betrifft, 

— Beschreibung der Beihilfesysteme zugunsten der KMU und der Art der ihnen zur Verfü-
gung stehenden Dienstleistungen unter Angabe der Ausgaben, die für die einzelnen Beihil-
fen und Dienstleistungen jeweils aufgewendet worden sind; 

b) bezüglich der in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen: 

— Angabe der Art der sektoralen Analysen über die Produktionsstrukturen, das Potential der 
Märkte und die zwecks Anpassung und Weiterentwicklung dieser Produktion und ihrer 
Vermarktung zu ergreifenden Maßnahmen, 

— Beschreibung der Modalitäten der zusätzlichen Beihilfen für Investitionen, die im Rahmen 
des Programms getätigt werden, 

— Beschreibung der Anreize zur Inanspruchnahme der Beratung im Bereich der Geschäfts-
führung und Betriebsorganisation sowie der Beihilfen zur Schaffung gemeinsamer Dienst-
leistungseinrichtungen für die kleinen und mittleren Unternehmen, 

— Angaben über Art und Ort der Investitionen zur Erschließung im Bereich des Verkehrs- 
und Fernmeldewesens, 

— Beschreibung der im Bereich „Unterrichtung der mittleren Führungkräfte" vorgesehenen 
Maßnahmen. 

2. Innovation: 

a) Analyse der Bedürfnisse und der Mittel, über die die Unternehmen derzeit verfügen, um Inno-
vationen kennenzulernen und einzuführen, sowie eine Schätzung der hierfür von der öffentli-
chen Hand bereitgestellten Mittel; 

b) bezüglich der in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen: 

Beschreibung der Maßnahmen um einerseits die Sammlung und Verbreitung der Information 
über Innovationen sicherzustellen und andererseits deren Einführung durch die KMU zu er -
leichtern. 

3. Handwerk: 

a) Beschreibung der Lage und der Bedürfnisse des Handwerks betreffs Zugang zur Information 
und der Nutzung überkommener Techniken; 

b) bezüglich der in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen: 

Beschreibung der beabsichtigten Beihilfemaßnahmen oder -systeme. 

4. Ländlicher Fremdenverkehr: 

a) — Analyse der Lage und Bedürfnisse des ländlichen Fremdenverkehrs in seinen verschiede-
nen Formen und Schätzung der potentiellen Fremdenverkehrsnachfrage für den vom Pro-
gramm abgedeckten Zeitraum, 

— Beschreibung der zugunsten des ländlichen Fremdenverkehrs bestehenden Beihilfesysteme 
und der sich daraus ergebenden öffentlichen Ausgaben; 

b) bezüglich der in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen: 

— Modalitäten der Beihilfen zum Bau oder zum Umbau von Beherbergungsstätten, 

— Modalitäten der Beihilfen zugunsten von Einrichtungen zur Förderung des Fremdenver-
kehrs und zur Betreuung der Gäste, 
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— Beschreibung der vorgesehenen Einrichtungen, Infrastrukturen und Freizeitaktivitäten, 

— Name, Adresse und Art der Verkehrsunternehmen, die an der Durchführung des Pro

-

gramms teilnehmen können, mit Angabe der Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes. 

5. Die Gesamtheit des Spezialprogramms betreffend: 

a) Zeitplan für die Abwicklung des Programms; 

b) Schätzung des Gesamtbetrages der für die Durchführung des Programms erforderlichen öf-
fentlichen Aufwendungen einschließlich der jährlichen Aufteilung dieser Aufwendungen auf 
die einzelnen beabsichtigten Maßnahmen; 

c) mit der Durchführung des Programms und der einzelnen Maßnahmen beauftragte Stellen; 

d) Informationsmaßnahmen, die vorgesehen sind, um die Empfänger und die Berufsorganisatio-
nen auf die mit dem Spezialprogramm eröffneten Möglichkeiten sowie auf die dabei von der 
Gemeinschaft übernommene Rolle aufmerksam zu machen; 

e) Beschreibung der Absichten der nationalen Behörden hinsichtlich der Verwendung der Mittel, 
die sie aus den Gemeinschaftsfonds mit struktureller Zweckbestimmung erhalten. 

II 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung einer spezifischen Gemein

-

schaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick auf die Beseitigung von Ent

-

wicklungshemmnissen für neue Wirtschaftszweige in bestimmten von der Umstrukturie

-

rung der Eisen- und Stahlindustrie betroffenen Gebieten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschafts, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des 
Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (1), ge-
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 214/79 
vom 6. Februar 1979 ( 2 ) und insbesondere auf Artikel 
13 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 (nach-
folgend „Fondsverordnung" genannt) sieht unabhän-
gig von der in Artikel 2 Absatz 3 a) der gleichen Ver-
ordnung festgelegten Aufteilung der Mittel nach Län-
dern eine Beteiligung des Fonds an der Finanzierung 
von spezifischen Gemeinschaftsmaßnahmen zur regio- 

(1) ABl. Nr. L 73 vom 21. 3. 1975, S. 1. 
( 2 ) ABl. Nr. L 35 vom 9. 2. 1979, S. 1. 

nalen Entwicklung vor, insbesondere soweit sie in Ver-
bindung mit den Gemeinschaftspolitiken und den 
Maßnahmen stehen, die die Gemeinschaft beschließt, 
um das regionale Ausmaß dieser Politiken besser be-
rücksichtigen oder die regionalen Auswirkungen die

-

ser Politiken abschwächen zu können; 

die betroffenen Mitgliedstaaten haben der Kommis-
sion die Daten im Hinblick auf die regionalen Pro-
bleme mitgeteilt, die Gegenstand einer spezifischen 
Gemeinschaftsmaßnahme werden können; 

die Mittel des Fonds werden unter Berücksichtigung 
des Intensitätsgrades der regionalen Ungleichgewichte 
in der Gemeinschaft verwendet; 

die Kommission hat im Rahmen von Artikel 46 des 
EGKS-Vertrags die allgemeinen Ziele der Politik im 
Bereich von Eisen und Stahl definie rt ; 

der Rat hat am 18. und 19. Dezember 1978 festge-
stellt, daß die Bewältigung der sozialen, regionalen, 
wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen der 
Rationalisierung in der Eisen- und Stahlindustrie eine 
zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten 
abzustimmende spezifische Maßnahme im Gemein-
schaftsrahmen erforderlich macht, die auf die Schaf-
fung alternativer Arbeitsplätze in den von Umstruktu-
rierungsmaßnahmen betroffenen stahlerzeugenden Ge-
bieten abzielt; 
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einige Gebiete der Gemeinschaft, die in hohem Maße 
von der Eisen- und Stahlindustrie abhängen und be-
reits beträchtliche Einbußen an Arbeitsplätzen auf-
grund des Rückgangs der Eisen- und Stahlindustrie 
erlitten haben, müssen mit einer Verstärkung dieser 
ungünstigen Einflüsse rechnen; 

in Belgien, Italien und dem Vereinigten Königreich 
liegen einige dieser Gebiete in Regionen, die bereits 
eine hohe Arbeitslosigkeit aufweisen; 

es ist erforderlich, daß die Gemeinschaft durch eine 
spezifische Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen 
Entwicklung die örtlichen, nationalen und gemein-
schaftlichen finanziellen Maßnahmen zur Förderung 
der Schaffung neuer Arbeitsplätze in diesen Gebieten 
verstärkt, um verlorengegangene Arbeitsplätze zu er-
setzen und auf diese Weise zur Verringerung der re-
gionalen Unterschiede beizutragen; 

in diesen Gebieten müssen weitere Interventionen der 
Gemeinschaftsfonds erfolgen. Diese können wirkungs-
voll kombiniert werden; 

ungünstige physische und soziale Umweltbedingun-
gen, die durch den Niedergang einzelner Industrie- 
und Stadtviertel und durch unangemessene Wohnbe-
dingungen für die Arbeitnehmer hervorgerufen sind, 
schrecken Arbeitsplätze schaffende Wirtschaftszweige 
von der Ansiedlung in diesen Gebieten ab; 

die Entwicklung kleiner und mittlerer Unternehmen, 
die in der Wirtschaft dieser Gebiete bereits einen be-
deutenden Platz einnehmen, kann gefördert werden, 
indem ihnen der Zugang zu den notwendigen 
Dienstleistungen im Bereich der Betriebsführung, der 
Organisation und der Finanzierung erleichtert wird; 

die Einführung neuer Erzeugnisse . und technologi-
scher Verfahren kann zur Schaffung und zum Ausbau 
lebensfähiger Wirtschaftszweige in diesen Gebieten 
beitragen; die kleinen und mittleren Unternehmen 
(nachfolgend KMU genannt) haben bei der Einfüh-
rung von Innovationen Schwierigkeiten; 

die Gemeinschaftsmaßnahme muß in Form von Spe-
zialprogrammen durchgeführt werden; es obliegt der 
Kommission, durch Prüfung dieser Programme sicher

-

zustellen, daß die dort vorgesehenen Maßnahmen mit 
den Bestimmungen der vorliegenden Verordnung 
übereinstimmen; 

die Spezialprogramme müssen bestimmten Zielen ent-
sprechen, die in den regionalen Entwicklungsprogram-
men nach Artikel 6 Absatz 3 der Fondsverordnung 
vorgesehen sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird eine spezifische Gemeinschaftsmaßnahme zur 
regionalen Entwicklung im Sinne von Artikel 13 der 
Fondsverordnung eingeleitet (im folgenden „spezifi-
sche Maßnahme" genannt), die zur Beseitigung der 
Entwicklungshemmnisse für neue Wirtschaftszweige 
in einigen von der Umstrukturierung der Eisen- und 
Stahlindustrie betroffenen Gebieten beiträgt. 

Artikel 2 

Die spezifische Maßnahme betrifft die folgenden Ge-
biete: 

Belgien: 

Die Provinzen Luxemburg, Lüttich und Hennegau 
ausschließlich der Arrondissements Ath und Tournai. 

Italien: 

Die Provinz Neapel. 

Vereinigtes Königreich: 

Die counties Strathclyce, Cleveland, Clwyd, South 
Glamorgan, West Glamorgan, Gwent und das „em-
ployment office area of Corby". 

Artikel 3 

(1) Die Durchführung der spezifischen Maßnahme 
erfolgt im Rahmen eines Spezialprogramms (im fol-
genden „das Spezialprogramm" genannt), das der 
Kommission von jedem der betroffenen Mitgliedstaa-
ten vorgelegt wird. 

Gegenstand dieses Spezialprogramms ist die Verbesse-
rung der physischen und sozialen Umweltbedingun-
gen als Voraussetzung für die Ansiedlung von arbeits-
plätzeschaffenden Gewerbebetrieben, der Ausbau der 
KMU und die Förderung der Innovationstätigkeit. 

(2) Das Spezialprogramm muß sich in den Rahmen 
der Regionalentwicklungsprogramme einfügen, die 
der Kommission von Belgien, Italien und dem Ver-
einigten Königreich gemäß Artikel 6 Absätze 3 und 4 
der Fondsverordnung vorgelegt und von dieser ge-
prüft werden. 
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(3) Das Spezialprogramm enthält die im Anhang 
zu dieser Verordnung genannten erforderlichen Anga-
ben zur Analyse der Lage und der Erfordernisse im 
Hinblick auf die in Absatz 1 genannten Ziele, die ge-
planten Vorhaben und ihre zeitliche Abwicklung so-
wie alle generellen Merkmale, die zur Beurteilung sei-
ner Übereinstimmung mit den Zielen der Regionalent-
wicklung nötig sind. 

(4) Die Laufzeit des Spezialprogramms beträgt 
fünf Jahre, vom dreißigsten Tag nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung an gerechnet. 

(5) Der voraussichtliche Gesamtbetrag der Beteili-
gung des Fonds an der spezifischen Maßnahme be-
läuft sich auf 43 Millionen ERE. 

(6) Das Spezialprogramm wird von der Kommis-
sion nach Anhörung des Ausschusses für Regionalpoli-
tik gebilligt. 

Artikel 4 

Der Fonds kann sich im Rahmen des Spezialpro-
gramms an folgenden Maßnahmen beteiligen: 

1. Sanierung heruntergekommener Industrie- und 
Stadtviertel einschließlich der Umwandlung von un-
benutzten Industriegebäuden und Grundstücken so-
wie ausnahmsweise Bau von Zufahrtstraßen zu den 
Standorten neuer Gewerbebetriebe. 

2. Bau und Modernisierung von Wohnungen für Ar-
beitnehmer soweit für die Ansiedlung von Beschäf-
tigung schaffenden Gewerbebetrieben notwendig. 

3. Schaffung oder Ausbau von Beratungsgesellschaf-
ten im Bereich der Betriebsführung und -organisa-
tion. Die Tätigkeit dieser Gesellschaften kann eine 
zeitlich begrenzte technische Hilfeleistung umfas-
sen, um den KMU die Umsetzung der erteilten 
Empfehlungen zu erleichtern. 

Schaffung oder Ausbau von Dienstleistungseinrich-
tungen, die von den Unternehmen gemeinsam ge-
nutzt werden können. . 

4. a) Sammlung von Informationen über Innovatio

-

nen im Bereich der Produkte und der Technolo-
gie und Verbreitung einschließlich möglicher Er-
probung derselben unter den Unternehmen in 
den von der Gemeinschaftsmaßnahme erfaßten 
Gebieten; 

b) Anreize zur Einführung von Innovationen im 
Bereich der Produkte und der Technologie 
durch die KMU. 

 
5. Verbesserung des Zugangs der KMU zu Beteili-

gungskapital. 

Artikel 5 

(1) 	Das Spezialprogramm wird von dem Mitglied

-

staat und der Gemeinschaft gemeinsam finanziert. 
Der Beitrag des Fonds erfolgt im Rahmen der im Ge-
samthaushalt der Europäischen Gemeinschaften vorge-
sehenen Mittel. Die gemeinschaftliche Beteiligung be-
trägt: 

— bei den Sanierungs- und Baumaßnahmen nach Ar-
tikel 4 Absatz 1: 50 % der Ausgaben der öffentli-
chen Hand; 

— bei Maßnahmen zum Bau und zur Modernisie-
rung von Wohnungen nach Artikel 4 Absatz 2: 
50 % der Ausgaben der öffentlichen Hand im 
Rahmen von maximal 10 000 ERE je Wohnung; 

— bei Maßnahmen zur Förderung der Beratung nach 
Artikel 4 Absatz 3: 70 °/o im ersten Jahr der Ausga-
ben der Unternehmen für die von den Beratungs-
gesellschaften erbrachten Leistungen. Die Beihilfe 
hat eine Laufzeit von drei Jahren und ist degres-
siv. Dieses Beihilfesystem kann durch ein gleich-
wertiges Beihilfesystem zugunsten der Beratungs-
gesellschaften ersetzt werden. Bei Maßnahmen zu-
gunsten gemeinsam genutzter Dienstleistungsein-
richtungen 70 % im ersten Jahr der Ausgaben der 
Unternehmen für die Betriebskosten dieser Ein-
richtungen. Die Beihilfe hat eine Laufzeit von drei 
Jahren und ist degressiv; 

— bei Maßnahmen zugunsten der Sammlung und 
Verbreitung von Informationen über Innovationen 
nach Artikel 4 Absatz 4 a) : 70 %o im ersten Jahr 
der Betriebskosten der in diesem Bereich tätigen 
Organisationen, sofern diese neu gegründet sind 
und in besonderem Maße die in Artikel 2 genann-
ten Gebiete bedienen. Die Beihilfe hat eine Lauf-
zeit von drei Jahren und ist degressiv; 

— bei Maßnahmen zugunsten der Einführung von In-
novationen nach Artikel 4 Absatz 4 b) : 70 % der 
Kosten von Durchführbarkeitsstudien über alle 
Aspekte — einschließlich des kaufmännischen 
der Einführung der Innovation und zwar bis zu 
einer Höchstgrenze von 50 000 ERE je Studie. 
Diese Studien müssen durch oder für Rechnung 
von Unternehmen erstellt werden, die in den  in 

 Artikel 2 genannten Gebieten ansässig sind; 

— bei Maßnahmen im Zusammenhang mit Beteili-
gungskapital nach Artikel 4 Absatz 5: Zuschuß zu 
den Betriebskosten von Finanzinstitutionen, die 
den KMU Beteiligungskapital zur Verfügung stel-
len. Dieser Zuschuß beträgt 70 % der Kosten der 
durch oder für Rechnung der jeweiligen Finanz-
institute durchgeführten Untersuchungen zur Be-
wertung des Investitionsrisikos. 

(2) 	Empfänger von Fondszuschüssen für die im vor

-

hergehenden Absatz genannten Maßnahmen können 
sein: Behörden, Gebietskörperschaften, andere Orga- 
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nisationen, Unternehmen und Private. Falls die in vor-
stehendem Absatz dritter und fünfter Gedankenstrich 
genannten Beihilfen die Unternehmen unmittelbar be-
günstigen, darf der Anteil dieser Unternehmen an den 
Gesamtausgaben nicht unter 20 % fallen. 

(3) Der Betrag der Fondsbeteiligung zugunsten des 
Spezialprogramms darf den von der Kommission an-
läßlich der Billigung dieses Programms nach Artikel 3 
Absatz 5 festgesetzten Betrag nicht überschreiten. 

(4) Die mit der Durchführung des Spezialpro-
gramms zusammenhängenden Mittelbindungen im Ge-
samthaushalt erfolgen im Rahmen von jährlichen Ab-
schnitten entsprechend dem Vollzug des Programms. 
Die für die Jahre 1978, 1979 und 1980 verfügbaren 
Mittel können jedoch gleichzeitig mit der Billigung 
des Spezialprogramms gebunden werden. 

Artikel 6 

(1) 	Der Beitrag des Fonds zugunsten der im Spe

-

zialprogramm vorgesehenen Maßnahmen wird auf An-
trag des betreffenden Mitgliedstaats nach folgenden 
Regeln an die von ihm eigens benannten Stellen ausge-
zahlt: 

a) Alle Zahlungen mit Ausnahme der im folgenden 
Absatz genannten Vorschüsse erfolgen möglichst 
gleichzeitig mit der Zahlung des Anteils der zu-
schußfähigen Ausgaben, der auf den Mitgliedstaat 
entfällt. 

Jedem Auszahlungsantrag ist eine Bescheinigung 
des Mitgliedstaats beigefügt, in der die tatsächli-
chen Ausgaben und das Vorhandensein detaillier-
ter Belege bescheinigt werden und die folgende An-
gaben enthält: 

— die Art der von dem Auszahlungsantrag ge-
deckten Maßnahmen, 

— die Höhe und die Art der öffentlichen Ausga-
ben, die für die einzelnen Maßnahmen in dem 
von dem Antrag abgedeckten Zeitraum getätigt 
wurden, 

— die Bestätigung, daß die im Zahlungsantrag be-
schriebenen Maßnahmen gemäß dem Spezial-
programm durchgeführt wurden; 

b) erbringt der Mitgliedstaat den Beweis, daß mit 
dem Spezialprogramm begonnen wurde, kann der 
Fonds auf seinen Antrag einen Vorschuß von 
30 % des Betrages der Mittelbindungen zahlen. 
Wenn dieser Vorschuß aufgebraucht ist und der 
Mitgliedstaat der Kommission die Bescheinigung 
unter a) vorgelegt hat, können neue Vorschüsse 
von je 30 % der pro Jahresabschnitt gebundenen 
Mittel ausgezahlt werden. 

(2) Zum Ende eines jeden Jahres erstattet der be-
treffende Mitgliedstaat der Kommission Bericht über 
den Stand der Durchführung des Spezialprogramms 
unter Bezug auf die im Anhang zu dieser Verordnung 
geforderten Informationen. Diese Berichte müssen es 
der Kommission gestatten, sich von der Durchfüh-
rung des Spezialprogramms zu überzeugen und festzu-
stellen, daß die verschiedenen Maßnahmen in kohä-
renter Weise durchgeführt werden. 

(3) Die Vorschriften von Artikel 9 Absatz 1 bis 5 
der Fondsverordnung gelten für die in Artikel 1 die-
ser Verordnung genannten Gemeinschaftsmaßnahmen 
entsprechend. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedtaat. 
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ANHANG 

Das in Artikel 3 genannte Spezialprogramm muß für jedes der in Artikel 2 der vorliegenden Verord-
nung genannten Gebiete folgende Angaben enthalten: 

1. Für Industrie-. und Stadtviertel sowie Industriegebäude: 

a) — Analyse des Verfallgrades dieser Viertel und der Sanierungsprioritäten sowie Analyse des 
Nichtbelegungsgrades der Industriegebäude, 

- Beschreibung der dagegen ergriffenen Maßnahmen und der daraus für die öffentliche 
Hand erwachsenden Ausgaben; 

b) im Zusammenhang mit den in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung genannten Maßnah-
men: 

Beschreibung und genaue Lokalisierung der Programme zur Sanierung der verfallenden Vier-
tel und zur Umwandlung der Fabrikgebäude. Gegebenenfalls Beschreibung und Ortsangabe 
der unbedingt notwendigen Zufahrtsstraßen. 

2. Wohnungen für Arbeiter: 

a) — Analyse des vorhandenen Angebots an Wohnungen unter Angabe von Alter und Zustand 
sowie der gegenwärtigen und künftig zu erwartenden Wohnungsnachfrage von Arbeitneh-
mern aufgrund der vorhersehbaren Entwicklung neuer Gewerbe, 

— Beschreibung der in diesem Bereich von der öffentlichen Hand ergriffenen Maßnahmen 
mit Angabe der gegenwärtigen öffentlichen Aufwendungen; 

b) bezüglich der in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung genannten Maßnahmen: Beschrei-
bung und räumliche Zuordnung der Entwicklungsprogramme für den Wohnungsbau mit An-
gabe der geplanten Arten von Wohnungen und der geschätzten Zahl der jährlich unterzubrin-
genden Personen. 

3. KMU: 

a) — Untersuchung hinsichtlich der Stellung der kleinen und mittleren Unternehmen in den 
einzelnen Sektoren und Beurteilung ihrer weiteren Entwicklungsmöglichkeiten. Analyse 
der Lage und der Bedürfnisse im Bereich der Betriebsführung und -organisation, 

— Beschreibung der Beihilfesysteme zugunsten der KMU und der Art der bestehenden 
Dienstleistungen unter Angabe der gegenwärtigen öffentlichen Aufwendungen für die ein-
zelnen Beihilfesysteme und Dienstleistungen; 

b) bezüglich der in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung genannten Maßnahmen: Beschrei-
bung der einzelnen Arten von Dienstleistungen auf dem Gebiet der Betriebsführung und -or-
ganisation, die den KMU zu erbringen sind. Angabe der Art der für die Erbringung dieser 
Dienstleistungen zuständigen Organisationen sowie des Anreizes zu ihrem Ausbau. 

4. Innovation: 

a) Analyse des Bedarfs der Unternehmen und ihrer gegenwärtigen Möglichkeiten im Bereich des 
Zuganges zu Informationen über die Innovation und der Durchführung der letzteren; Schät-
zung der gegenwärtigen Ausgaben; 

b) im Zusammenhang mit den in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung genannten Maßnah-
men: Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Einholung und Verbreitung von Informa-
tionen über Innovationen einerseits und zu deren Einführung durch die kleinen und mittleren 
Unternehmen andererseits. 

5. Beteiligungskapital: 

a) — Angaben über die Einrichtungen, die den kleinen und mittlerern Unternehmen Beteili-
gungskapital zur Verfügung stellen, und die Bedingungen für den Zugang zu diesen Mit-
teln, 

— Beschreibung der vorhandenen Anreizsysteme zugunsten der Finanzinstitute, die den 
KMU Beteiligungskapital zur Verfügung stellen, und Angabe der gegenwärtigen öffentli-
chen Ausgaben für jedes System; 

b) bezüglich der in Artikel 4 der vorliegenden Verordnungen genannten Maßnahmen: Beschrei-
bung der geplanten Maßnahmen für einen erleichterten Zugang der KMU zu Beteiligungs-
kapital. 
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6. Die Gesamtheit des Spezialprogramms betreffend: 

a) Zeitplan für die Abwicklung des Programms;  
b) geschätzte öffentliche Aufwendungen im Zusammenhang mit der Durchführung des Pro-

gramms, einschließlich der jährlichen Aufteilung dieser Aufwendungen für die einzelnen beab-
sichtigten Maßnahmen; 

c) mit der Durchführung des Programms beauftragte Stellen; 

d) Informationsmaßnahmen, die vorgesehen sind, um die Aufmerksamkeit der Empfänger auf 
die mit dem Spezialprogramm eröffneten Möglichkeiten und die Rolle, die die Gemeinschaft 
in diesem Zusammenhang spielt, zu lenken; 

e) Beschreibung der gegenwärtigen oder künftigen öffentlichen Maßnahmen, die parallel zu 
dem Spezialprogramm ergriffen werden sollen, um die Beschäftigungslage in den in Artikel 2 
der vorliegenden Verordnung genannten Gebieten zu verbessern, insbesondere der folgenden 
Maßnahmen: 

— Zuschüsse zu Produktivinvestitionen, 

— Infrastrukturinvestitionen, 

— Beihilfe zur Berufsaus- und -fortbildung, zur beruflichen Umschulung und gegebenenfalls 
zur Beschäftigung Jugendlicher und zur Wiedereingliederung der Arbeitnehmer der Eisen- 
und Stahlindustrie.  

Dieser Beschreibung müssen Angaben über die Absichten der nationalen Behörden hinsicht

-

lich der Verwendung der Mittel aus dem Gemeinschaftsfonds mit struktureller Zweckbestim-
mung beigefügt sein; 

f) Angabe der Höhe der öffentlichen Aufwendungen im Zusammenhang mit den oben unter 
Punkt e) genannten Maßnahmen. 

 

III 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung einer spezifischen Gemein

-

schaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick auf die Verbesserung der wirt

-

schaftlichen und sozialen Lage der Grenzgebiete Irlands und Nordirlands 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 

GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des 
Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (1), ge-
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 214/79 
vom 6. Februar 1979 ( 2) und insbesondere auf Artikel 
13 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) ABl. Nr. L 73 vom 21. 3. 1975, S. 1. 
( 2 ) ABl.  Nr. L 35 vom 9. 2. 1979, S. 1. 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 (nach-
stehend „Fondsverordnung" genannt) sieht unabhän-
gig von der in Artikel 2 Absatz 3 a) der gleichen Ver-
ordnung festgelegten Aufteilung der Mittel nach Län-
dern eine Beteiligung des Fonds an der Finanzierung 
von spezifischen Gemeinschaftsmaßnahmen zur regio-
nalen Entwicklung vor; 

die betreffenden Mitgliedstaaten haben der Kommis-
sion die Daten in Hinblick auf die Probleme der 
Grenzgebiete mitgeteilt, die Gegenstand einer spezifi-
schen Gemeinschaftsmaßnahme werden können; 

die Mittel des Fonds werden unter Berücksichtigung 
des Intensitätsgrades der regionalen Ungleichgewichte 
in der Gemeinschaft verwendet; 

der Rat hat sich bereit erklärt, im Rahmen von Arti

-

kel 13 auf Vorschlag der Kommission jeden Beihilfe

-

antrag mit Bezug auf die Grenzprobleme in den am 
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meisten förderungswürdigen Gebieten der Gemein-
schaft zu prüfen, der von zwei oder mehreren betrof-
fenen Mitgliedstaaten gemeinsam vorgelegt wird; 

die Grenzgebiete Irlands und Nordirlands gehören zu 
den am wenigsten entwickelten Regionen der Gemein-
schaft, weil sie stark von einer wenig produktiven 
Landwirtschaft abhängen sowie eine hohe Arbeits-
losenquote und niedrige Pro-Kopf-Einkommen auf-
weisen; die Verbreiterung der' wirtschaftlichen Ent-
wicklungsbasis dieser Gebiete ist notwendig, um die 
Nachteile der Regionen zu verringern; 

wegen der mangelhaften Verbindungen und anderen 
mit der Grenzlage zusammenhängenden Problemen 
konnte sich in den Grenzgebieten von Irland und 
Nordirland die Wirtschafts- und Sozialpolitik nicht 
voll entwickeln; 

die schwierige Lage dieser Grenzgebiete rechtfertigt 
eine spezifische Gemeinschaftsaktion zur regionalen 
Entwicklung; 
der Wirtschafts- und Sozialausschuß hat in seiner Stel-
lungnahme vom 12. Juli 1978 ( 1 ) zu der Studie über 
die Kommunikationsstruktur im Grenzgebiet London-
derry/Donegal, die auf Antrag der Regierungen des 
Vereinigten Königreichs und der Republik Irland so-
wie der Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten erstellt worden war, empfohlen, das Grenzgebiet 
zum Gegenstand einer Gemeinschaftsmaßnahme der 
regionalen Förderung zu machen; 

im Bereich der gemeinsamen Agrarpolitik wurden be-
reits Maßnahmen ergriffen; weitere Interventionen 
der Gemeinschaftsfonds, die möglichst gemeinsam er-
folgen sollten, müssen in diesen Gebieten durchge-
führt werden; 
das beträchtliche Fremdenverkehrspotential der 
Grenzgebiete Irlands und Nordirlands ermöglicht 
eine bedeutende wirtschaftliche Entwicklung außer

-
halb des Agrarsektors; 

die Entwicklung von Handwerksbetrieben kann in 
spürbarem Maße zur Verbesserung der Wirtschafts-
struktur dieser Gebiete beitragen; 

die Entwicklung des Fremdenverkehrs in den Grenz-
gebieten Irlands und Nordirlands wird ernstlich durch 
die Unzulänglichkeit der Beherbergungsmöglichkeiten 
sowie der den Touristen gebotenen Unterhaltungs-
möglichkeiten sowie des kulturellen Angebots ein-
schließlich der Kommunikationsmittel und des Zu-
gangs zu den Fremdenverkehrszentren behindert; 

der Ausbau der Handwerksbetriebe wird durch das 
Fehlen von Finanzmitteln, Informationen und Bera-
tungsdienstleistungen erschwert; 

die Gemeinschaftsmaßnahme muß in Form von Spe-
zialprogrammen durchgeführt werden; es obliegt der 
Kommission, durch Prüfung dieser Programme sicher-
zustellen, daß die dort vorgesehenen Maßnahmen mit 
den Bestimmungen der vorliegenden Verordnung 
übereinstimmen; 

(1) ABl.  Nr. C 114 vom 7. 5. 1979. 

die Spezialprogramme müssen gewissen Zielen ent-
sprechen, die in den Regionalentwicklungsprogram-
men nach Artikel 6 Absatz 3 der Fondsverordnung 
vorgesehen wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird eine spezifische Gemeinschaftsmaßnahme zur 
regionalen Entwicklung im Sinne von Artikel 13 der 
Fondsverordnung eingeführt (im folgenden „spezifi-
sche Maßnahme" genannt), die zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen und sozialen Lage der Grenzgebiete 
Irlands und Nordirlands beiträgt. 

Artikel 2 

Die spezifische Maßnahme betrifft  die  folgenden 
Grenzgebiete: 

Irland: 

Die direkt an der Grenze liegenden counties, näm

-

lich: Donegal, Leitrim, Cavan, Monaghan und Louth. 

Nordirland: 

Die direkt an der Grenze liegenden council districts, 
nämlich: Londonder ry, Strabane, Omagh, Ferma-
nagh, Dungannon, Armagh, New ry  und Mourne. 

Artikel 3 

(1) Die Durchführung der spezifischen Maßnahme 
erfolgt in der Form eines Spezialprogramms (im fol-
genden „das Spezialprogramm" genannt), das' der 
Kommission von jedem der betroffenen Mitgliedstaa-
ten vorgelegt wird. Ziel dieses Programms ist es, die 
Entwicklung von Wirtschaftszweigen im Bereich des 
Fremdenverkehrs, der Kommunikationsstrukturen 
und des Handwerks zu fördern. 

(2) Das Spezialprogramm muß sich in den Rahmen 
der Regionalentwicklungsprogramme einfügen, die 
der Kommission von Irland und dem Vereinigten Kö-
nigreich nach Artikel 6 Absätze 3 und 4 der Fondsver-
ordnung vorgelegt und von dieser geprüft werden. 

(3) Das Spezialprogramm enthält die im Anhang 
zu dieser Verordnung genannten erforderlichen Anga-
ben zur Analyse der Lage und der Erfordernisse im 
Hinblick auf die in Absatz 1 genannten Ziele, die ge-
planten Vorhaben und ihre zeitliche Abwicklung so-
wie alle generellen Merkmale, die zur Beurteilung sei-
ner Übereinstimmung mit den Zielen der Regionalent-
wicklung nötig sind. 

(4) Die Laufzeit des Spezialprogramms beträgt 
fünf Jahre, vom dreißigsten Tag nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung an gerechnet. 
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(5) Der voraussichtliche Gesamtbetrag der Beteili-
gung des Fonds an der spezifischen Maßnahme be-
läuft sich auf 24 Millionen ERE. 

(6) Das Spezialprogramm wird von der Kommis-
sion nach Anhörung des Ausschusses für Regionalpoli-
tik gebilligt. 

Artikel 4 

Der Fonds kann sich im Rahmen der Spezialpro-
gramme an folgenden Maßnahmen beteiligen: 

1. Bau und Neugestaltung der Beherbergungseinrich-
tungen für den Fremdenverkehr, einschließlich 
möblierter Ferienwohnungen, ländlicher Unter-
künfte und Camping- und Wohnwagengelände. 

2. Einrichtung und Ausbau. von Stellen, die beauf-
tragt werden, die Förderung des Fremdenverkehrs, 
die Werbung und ein gutes Management zur Un-
terbringung der Touristen sicherzustellen, wozu 
ebenfalls die Abhaltung von Informationskursen 
für Empfangspersonal gehört. 

3. Beschaffung von Ausrüstungen und Infrastruktu-
ren im Zusammenhang mit dem Fremdenverkehr 
sowie Angebote für Kultur und Freizeitgestaltung, 
einschließlich Fischen und Reiten. Arbeiten zur 
Verbesserung der Möglichkeiten auf dem Gebiet 
des Wassersports, vor allem durch den Ausbau der 
Wasserstraßen z. B. des Erne-Flußbeckens. 

4. Verbesserung der Verbindungen mit den Fremden-
verkehrsgebieten, einschließlich des Baus oder der 
Modernisierung von Straßen zweiter Ordnung und 
von Fernmeldeämtern. 

5. Ausbau von Transportdiensten, die es den Touri-
sten ermöglichen, leichter die von der spezifischen 
Maßnahme betroffenen 'Gebiete zu erreichen. 

6. Gründung und Ausbau von Handwerksbetrieben 
durch besondere finanzielle Beihilfen und Verbrei-
tung von Informationen und Beratungsdienstlei-
stungen. 

Artikel 5 

(1) 	Das Spezialprogramm wird von den Mitglied

-

staaten und der Kommission gemeinsam finanziert. 
Der Beitrag des Fonds erfolgt im Rahmender im Ge-
samthaushalt der Europäischen Gemeinschaft vorgese-
henen Mittel. Die gemeinschaftliche Beteiligung be-
trägt: 

— bei Maßnahmen im Zusammenhang mit der Beher-
bergung der Touristen nach Artikel 4 Absatz 1: 
50 %o der Ausgaben der öffentlichen Hand, die 
diese für Investitionszuschüsse bewilligt; 

— bei Maßnahmen in bezug auf Förderung des Frem-
denverkehrs, Werbung und Management zur Un

-

terbringung der Touristen nach Artikel 4 Ab-
satz 2: 70 % im ersten Jahr der Ausgaben für den 
Betrieb der Unternehmungen. Die Beihilfe erfolgt 
in einem Zeitraum von drei Jahren und ist degres-
siv; 

— bei Maßnahmen im Zusammenhang mit Ausrüstun-
gen, Infrastrukturen, Freizeitaktivitäten und kultu-
rellem Angebot nach Artikel 4 Absatz 3: 50 %  der 
öffentlichen Aufwendungen; 

— bei. Maßnahmen zur Verbesserung der Verbindun-
gen nach den Fremdenverkehrsgebieten nach Arti-
kel 4 Absatz 4: 50 % der öffentlichen Aufwendun

-

gen; 
 

— bei Maßnahmen zum Ausbau von Transportmög-
lichkeiten nach Artikel 4 Absatz 5: 50 % der Aus-
gaben der öffentlichen Hand für eine Beteiligung 
an den Nettobetriebskosten der Transportunter-
nehmen; 

— bei Maßnahmen in bezug auf Handwerksbetriebe 
nach Artikel 4 Absatz 6: 50 % der Ausgaben der 
öffentlichen Hand für Investitionszuschüsse und 
70 % der Ausgaben der öffentlichen Hand für die 
Verbreitung von Informationen und für Beratun-
gen. 

(2) Fondszuschüsse im Rahmen der im vorstehen-
den Abschnitt genannten Maßnahmen können erhal-
ten: Behörden, Betriebskörperschaften, andere Orga-
nisationen, Unternehmen und Private. 

(3) Der Betrag der Fondsbeteiligung zugunsten des 
Spezialprogramms darf den von der Kommission an-
läßlich der Billigung dieses Programms nach Artikel 3 
Absatz 5 festgesetzten Betrag nicht überschreiten. 

(4) Die mit der Durchführung des Spezialpro-
gramms zusammenhängenden Mittelbindungen im Ge-
samthaushalt erfolgen im Rahmen von jährlichen Ab-
schnitten entsprechend dem Vollzug des Programms. 
Die für die Jahre 1978, 1979 und 1980 verfügbaren 
Mittelkönnen jedoch gleichzeitig mit der Billigung 
des Spezialprogramms gebunden werden. 

Artikel 6 

(1) 	Der Beitrag des Fonds zugunsten der im Spe

-

zialprogramm vorgesehenen Maßnahmen wird auf An-
trag der betreffenden Mitgliedstaaten nach folgenden 
Regeln an die von ihm eigens benannten Stellen ausge-
zahlt: 

a) Alle Zahlungen mit Ausnahme der im folgenden 
Absatz genannten Vorschüsse erfolgen möglichst 
gleichzeitig mit der Zahlung des Anteils der zu-
schußfähigen Ausgaben, der auf den Mitgliedstaat 
entfällt. 

Jedem Auszahlungsantrag ist eine Bescheinigung 
des Mitgliedstaats beigefügt, in der die tatsächli

-

chen Ausgaben und das Vorhandensein detaillier- 
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ter Belege bescheinigt werden und die folgende An-
gaben enthält: 

— die Art der von dem Auszahlungsantrag ge-
deckten Maßnahmen, 

— die Höhe und die Art der für die einzelnen 
Maßnahmen während des von dem Antrag ab-
gedeckten Zeitraums getätigten öffentlichen 
Ausgaben, 

— die Bestätigung, daß die im Zahlungsantrag be-
schriebenen Maßnahmen gemäß dem Spezial-
programm durchgeführt wurden; 

b) erbringt der Mitgliedstaat den Beweis, daß mit 
dem Spezialprogramm begonnen wurde, kann der 
Fonds auf seinen Antrag einen Vorschuß von 
30 °/o des Betrages der Mittelbindungen zahlen. 
Wenn dieser Vorschuß aufgebraucht ist und der 
Mitgliedstaat der Kommission die Bescheinigung 
unter a) vorgelegt hat, können neue Vorschüsse 
von je 30 % der pro Jahresabschnitt gebundenen 
Mittel ausgezahlt werden. 

(2) 	Zum Ende eines jeden Jahres erstattet der be

-

treffende Mitgliedstaat der Kommission Bericht über 

den Stand der Durchführung des Spezialprogramms 
unter Bezug auf die im Anhang zu dieser Verordnung 
geforderten Informationen. Diese Berichte müssen es 
der Kommission gestatten, sich von der Durchfüh-
rung des Spezialprogramms zu überzeugen und festzu-
stellen, daß die verschiedenen Maßnahmen in kohä-
renter Weise durchgeführt werden. 

(3) 	Die Vorschriften von Artikel 9 Absätze 1 bis 5 
der Fondsverordnung gelten für die in Artikel 1 die-
ser Verordnung genannten Gemeinschaftsmaßnahmen 
entsprechend. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

ANHANG 

Das Spezialprogramm muß für jedes der in Artikel 2 der vorliegenden Verordnung genannten Ge-
biete folgende Angaben enthalten: 

1. a) Analyse über den Fremdenverkehr und das Handwerk und Vorausschätzung der potentiellen 
Fremdenverkehrsnachfrage für die in den Programmen vorgesehene Dauer; 

b) Beschreibung der Art der Beihilfen und anderer Maßnahmen zur Förderung des Fremdenver-
kehrs und des Handwerks unter Angabe der sich ergebenden öffentlichen Ausgaben. 

2. In Verbindung mit den in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen: 

a) — Schätzung der Aufnahmefähigkeit und Art der Beherbergungen, die errichtet oder umge-
staltet werden sollen, 

— Art und Tätigkeit der für die Entwicklung und Förderung des Fremdenverkehrs und der 
Handwerksbetriebe verantwortlichen Stellen, 

— Beschreibung der geplanten Infrastrukturvorhaben auf dem Fremdenverkehrssektor, dem 
Verkehrs- und Fernmeldesektor und deren Ortsbestimmung, 

— Name, Adresse und Art der Transportunternehmer, die an der Verwirklichung des Spezial-
programms teilnehmen können, unter Anführung der Verpflichtungen der öffentlichen Be-
triebe; 

b) Angabe der öffentlichen Beihilfen zu den vorgesehenen unterschiedlichen Maßnahmen. 

3. Die Gesamtheit des Spezialprogramms betreffend: 

a) Zeitplan für die Abwicklung des Programms; 

b) geschätzte öffentliche Aufwendungen im Zusammenhang mit der Durchführung des Pro-
gramms einschließlich der jährlichen Aufteilung dieser Aufwendungen auf die einzelnen beab-
sichtigten Maßnahmen; 
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c) mit der Durchführung des Programms beauftragte Stellen; 

d) Informationsmaßnahmen, die vorgesehen sind, um die Aufmerksamkeit der Empfänger auf 
die mit dem Spezialprogramm eröffneten Möglichkeiten und die Rolle, die die Gemeinschaft 
in diesem Zusammenhang spielt, zu lenken; 

e) Angaben über die Absichten der nationalen Behörden hinsichtlich der Verwendung der aus 
den Gemeinschaftsfonds mit struktureller Zweckbestimmung fließenden Mittel. 

IV 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung einer spezifischen Gemein

-

schaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick auf die Beseitigung von Ent

-

wicklungshemmnissen für neue Wirtschaftszweige in bestimmten von der Umstrukturie

-

rung der Schiffbauindustrie betroffenen Gebieten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) nr. 724/75 des 
Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung ('), ge-
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 214/79 
vom 6. Februar 1979 ( 2 ) und insbesondere auf Artikel 
13 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 (nach-
stehend „Fondsverordnung" genannt) sieht unabhän-
gig von der in Artikel 2 Absatz 3 a) der gleichen Ver-
ordnung festgelegten Aufteilung der Mittel nach Län-
dern eine Beteiligung des Fonds an der Finanzierung 
von spezifischen Gemeinschaftsmaßnahmen zur regio-
nalen Entwicklung vor, insbesondere soweit sie in Ver-
bindung mit den Gemeinschaftspolitiken und den 
Maßnahmen stehen, die die Gemeinschaft beschließt, 
um das regionale Ausmaß dieser Politiken besser be-
rücksichtigen oder die regionalen Auswirkungen die-
ser Politiken abschwächen zu können; 

der betroffene Mitgliedstaat hat der Kommission die 
Daten im Hinblick auf die regionalen Probleme mitge-
teilt, die Gegenstand einer spezifischen Gemeinschafts-
maßnahme werden können; 

(1) ABI. Nr. L 73 vom 21. 3. 1975, S. 1. 
( 2) ABI. Nr. L 35 vom 9. 2. 1979, S. 1. 

die Mittel des Fonds werden unter Berücksichtigung 
des Intensitätsgrades der regionalen Ungleichgewichte 
in der Gemeinschaft verwendet; 

der Rat hat am 4. April 1978 eine Direktive ( 3) über 
Beihilfen für die Schiffbauindustrie angenommen, in 
der er die Anpassung der Produktionsstrukturen im 
Schiffbau an neue Marktgegebenheiten vorsieht, um 
es so den Unternehmern in angemessener Zeit zu er-
möglichen, der allgemeinen wirtschaftlichen Entwick-
lung zu folgen und den Wettbewerb auf dem Welt-
markt ohne öffentliche Interventionsbeihilfen beste-
hen zu können; 

am 19. September 1978 hat der Rat eine Resolu-
tion ( 4) über die Reorganisation in der Schiffbauindu-
strie verabschiedet, in der er die staatlichen Stellen 
auf örtlicher, nationaler und Gemeinschaftsebene auf-
fordert, besondere Anstrengungen zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze zu unternehmen, die in Verbin-
dung mit dem ständigen Rückgang in der Schiffbauin-
dustrie stehen. Diese Ziele sollen im Rahmen der je-
weiligen Regionalpolitik berücksichtigt und es sollen 
zu diesem Zweck angemessene Mittel bereitgestellt 
werden; 

einige Gebiete der Gemeinschaft, die in hohem Maße 
von der Schiffbauindustrie abhängen und bereits be-
trächtliche Einbußen an Arbeitsplätzen aufgrund des 
Rückgangs der Schiffbauindustrie erlitten haben, müs-
sen mit einer Verstärkung dieser ungünstigen Ein-
flüsse rechnen; 

im Vereinigten Königreich liegen einige dieser Zonen 
in Regionen, die bereits eine hohe Arbeitslosigkeit auf-
weisen; 

es ist erforderlich, daß die Gemeinschaft durch eine 
spezifische Gemeinschaftsaktion zur regionalen Ent- 

( 3 ) ABl. Nr. L 98 vom 11. 4. 1978, S. 19. 
(4) ABl. Nr. C 229 vom 27. 9. 1978, S. 1, Referenz Absätze 
4.1, 4.2, 4.3 und 6.2. 
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wicklung die örtlichen, nationalen und gemeinschaft-
lichen finanziellen Maßnahmen zur Förderung der 
Schaffung neuer Arbeitsplätze in diesen Gebieten ver-
stärkt, um verlorengegangene Arbeitsplätze zu erset-
zen und auf diese Weise zur Verringerung der regio-
nalen Unterschiede beizutragen; 

in diesen Gebieten müssen weitere Interventionen der 
Gemeinschaftsfonds erfolgen. Diese können wirkungs-
voll kombiniert werden; 

ungünstige physische und soziale Umweltbedingun-
gen, die durch den Niedergang einzelner Industrie- 
und Stadtviertel und durch unangemessene Wohnbe-
dingungen für die Arbeitnehmer hervorgerufen sind, 
schrecken Arbeitsplätze schaffende Wirtschaftszweige 
von der Ansiedlung in diesen Gebieten ab; 

die Entwicklung kleiner und mittlerer Unternehmen 
(nachstehend KMU genannt), die in der Wirtschaft 
dieser Gebiete bereits einen bedeutenden Platz einneh-
men, kann gefördert werden, indem ihnen der Zu-
gang zu den notwendigen Dienstleistungen im Be-
reich der Betriebsführung, der Organisation und der 
Finanzierung erleichtert wird; 

die Einführung neuer Erzeugnisse und technologi-
scher Verfahren kann zur Schaffung und zum Ausbau 
lebensfähiger Wirtschaftszweige in- diesen Gebieten 
beitragen; die kleinen und mittleren Unternehmen ha-
ben bei der Einführung von Innovationen Schwierig-
keiten; 

die Gemeinschaftsmaßnahme muß in Form eines Spe-
zialprogramms durchgeführt werden; es obliegt der 

 Kommission, durch Prüfung dieses Programms sicher-
zustellen, daß die dort vorgesehenen Maßnahmen mit 
den Bestimmungen der vorliegenden Verordnung 
übereinstimmen; 

das Spezialprogramm muß bestimmten Zielen entspre-
chen, die in den regionalen Entwicklungsprogrammen 
nach Artikel 6 Absatz 3 der Fondsverordnung vorgese-
hen sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird eine spezifische Gemeinschaftsmaßnahme zur 
regionalen Entwicklung im Sinne von Artikel 13 der 
Fondsverordnung eingeleitet .(im folgenden „spezifi-
sche Maßnahme" genannt), die zur Beseitigung der 
Entwicklungshemmnisse für neue Wirtschaftszweige 

in einigen von der Umstrukturierung der Schiffbau-
industrie betroffenen Gebieten beiträgt. 

Artikel 2 

Die spezifische Maßnahme betrifft die nachstehenden 
Gebiete des Vereinigten Königreichs: Die counties 
Strathclyde, Cleveland, Tyne and Wear, Merseyside 
und das Belfast City Council area. 

Artikel 3 

(1) Die Durchführung der spezifischen Maßnahme 
erfolgt im Rahmen eines Spezialprogramms (im fol-
genden „das Spezialprogramm" genannt), das der 
Kommission vom Vereinigten Königreich vorgelegt 
wird. 

 
Gegenstand dieses Spezialprogramms ist die Verbesse-
rung der physischen und sozialen Umweltbedingun-
gen als Voraussetzung für die Ansiedlung von arbeits-
plätzeschaffenden Gewerbebetrieben, der Ausbau der 
KMU und die Förderung der Innovationstätigkeit. 

(2) Das Spezialprogramm muß sich in den Rahmen 
der Regionalentwicklungsprogramme einfügen, die 
der Kommission vom Vereinigten Königreich gemäß 
Artikel 6 Absätze 3 und 4 der Fondsverordnung vorge-
legt und von dieser geprüft werden. 

 
(3) Das Spezialprogramm enthält die im Anhang 
zu dieser Verordnung genannten erforderlichen Anga-
ben zur Analyse der Lage und der Erfordernisse im 
'Hinblick auf die in Absatz 1 genannten Ziele, die ge-
planten Vorhaben und ihre zeitliche Abwicklung so-
wie alle generellen Merkmale, die zur Beurteilung sei-
ner Übereinstimmung mit den Zielen der Regionalent-
wicklung nötig sind. 

(4) Die Laufzeit des Spezialprogramms beträgt 
fünf Jahre, vom dreißigsten Tag nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung an gerechnet. 

(5) Der voraussichtliche Gesamtbetrag der Beteili-
gung des Fonds an der spezifischen Maßnahme be-
läuft sich auf 17 Millionen ERE. 

(6) Das Spezialprogramm wird von der Kommis-
sion nach Anhörung des Ausschusses für Regionalpoli-
tik gebilligt. 

Artikel 4 

Der Fonds kann sich im Rahmen des Spezialpro-
gramms an folgenden Maßnahmen beteiligen: 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 	Drucksache 8/3587 

1. Sanierung heruntergekommener Industrie- und 
Stadtviertel einschließlich der Umwandlung von un-
benutzten Industriegebäuden und Grundstücken so-
wie ausnahmsweise Bau von Zufahrtstraßen zu den 
Standorten neuer Gewerbebetriebe. 

2. Bau und Modernisierung von Wohnungen für Ar-
beitnehmer soweit für die Ansiedlung von Beschäf-
tigung schaffenden Gewerbebetrieben notwendig. 

3. Schaffung oder Ausbau von Beratungsgesellschaf-
ten im Bereich der Betriebsführung und -organisa-
tion. Die Tätigkeit dieser Gesellschaften kann eine 
zeitlich begrenzte technische Hilfeleistung umfas-
sen, um den KMU die Umsetzung der erteilten 
Empfehlungen zu erleichtern. 

Schaffung oder Ausbau von Dienstleistungseinrich-
tungen, die von den Unternehmen gemeinsam ge-
nutzt werden können. 

4. a) Sammlung von Informationen über Innovatio-
nen im Bereich der Produkte und der Technolo-
gie und Verbreitung einschließlich möglicher Er-
probung derselben unter den Unternehmen in 
den von der Gemeinschaftsmaßnahme erfaßten 
Gebieten; 

b) Anreize zur Einführung von Innovationen im 
Bereich der Produkte und der Technologie 
durch die KMU. 

5. Verbesserung des Zugangs der KMU zu Beteili-
gungskapital. 

Artikel 5 

(1) 	Das Spezialprogramm wird von dem Mitglied

-

staat und der Gemeinschaft gemeinsam finanziert. 
Der Beitrag des Fonds erfolgt im Rahmen der im Ge-
samthaushalt der Europäischen Gemeinschaft vorgese-
henen Mittel. Die gemeinschaftliche Beteiligung be-
trägt: 

— bei den Sanierungs- und Baumaßnahmen nach Ar-
tikel 4 Absatz 1: 50 % der Ausgaben der öffent-
lichen Hand; 

— bei Maßnahmen zum Bau und zur Modernisie-
rung von Wohnungen nach Artikel 4 Absatz 2: 
50 % der Ausgaben der öffentlichen Hand im 
Rahmen von maximal 10 000 ERE je Wohnung; 

— bei Maßnahmen zur Förderung der Beratung nach 
Artikel 4 Absatz 3: 70 % im ersten Jahr der Ausga-
ben der Unternehmen für die von den Beratungs-
gesellschaften erbrachten Leistungen. Die Beihilfe 
hat eine Laufzeit von drei Jahren und ist degres-
siv. Dieses Beihilfesystem kann durch ein gleich-
wertiges Beihilfesystem zugunsten der Beratungs

-

gesellschaften ersetzt werden. Bei Maßnahmen zu-
gunsten gemeinsam genutzter Dienstleistungsein-
richtungen: 70 % im ersten Jahr der Ausgaben der 

Unternehmen für die Betriebskosten dieser Ein-
richtungen. Die Beihilfe hat eine Laufzeit von drei 
Jahren und ist degressiv; 

— bei Maßnahmen zugunsten der Sammlung und 
Verbreitung von Informationen über Innovationen 
nach Artikel 4 Absatz 4 a) : 70 0/0 im ersten Jahr 
der Betriebskosten der in diesem Bereich tätigen 
Organisationen sofern diese neu gegründet sind 
und in besonderem Maße die in Artikel 2 genann-
ten Gebiete bedienen. Die Beihilfe hat eine Lauf-
zeit von drei Jahren und ist degressiv; 

— bei Maßnahmen zugunsten der Einführung von In-
novationen nach Artikel 4 Absatz 4 b): 70 % der 
Kosten von Durchführbarkeitsstudien über alle 
Aspekte — einschließlich des kaufmännischen —
der Einführung der Innovation, und zwar bis zu 
einer Höchstgrenze von 50 000 ERE je Studie. 
Diese Studien müssen durch oder für Rechnung 
von Unternehmen erstellt werden, die in den in 
Artikel 2 genannten Gebieten ansässig sind; 

— bei Maßnahmen im Zusammenhang mit Beteili-
gungskapital nach Artikel 4 Absatz 5: Zuschuß zu 
den Betriebskosten von Finanzinstitutionen, die 
den KMU Beteiligungskapital zur Verfügung stel-
len. Dieser Zuschuß beträgt 70 % der Kosten der 
durch oder für Rechnung der jeweiligen Finanz-
institute durchgeführten Untersuchungen zur Be-
wertung des Investitionsrisikos. 

(2) Empfänger von Fondszuschüssen für die im vor-
hergehenden Absatz genannten Maßnahmen können 
sein: Behörden, Gebietskörperschaften, andere Orga-
nisationen, Unternehmen und Private. Falls die im vor-
stehenden Absatz dritter und fünfter Gedankenstrich 
genannten Beihilfen die Unternehmen unmittelbar be-
günstigen, darf der Anteil dieser Unternehmen an den 
Gesamtausgaben nicht unter 20 % fallen. 

(3) Der Betrag der Fondsbeteiligung zugunsten des 
Spezialprogramms darf den von der Kommission an-
läßlich der Billigung dieses Programms nach Artikel 3 
Absatz 5 festgesetzten Betrag nicht überschreiten. 

(4) Die mit der Durchführung des Spezialpro-
gramms zusammenhängenden Mittelbindungen im Ge-
samthaushalt erfolgen im Rahmen von jährlichen Ab-
schnitten entsprechend dem Vollzug des Programms. 
Die für die Jahre 1978, 1979 und 1980 verfügbaren 
Mittel können jedoch' gleichzeitig mit der Billigung 
des Spezialprogramms gebunden werden. 

Artikel 6 

(1) 	Der Beitrag des Fonds zugunsten der im Spe
-zialprogramm vorgesehenen Maßnahmen wird auf An-

trag der betreffenden Mitgliedstaaten nach folgenden 
Regeln an die von ihm eigens benannten Stellen ausge-
zahlt: 
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a) Alle Zahlungen mit Ausnahme der im folgenden 
Absatz genannten Vorschüsse erfolgen möglichst 
gleichzeitig mit der Zahlung des Anteiles der zu-
schußfähigen Ausgaben, der auf den Mitgliedstaat 
entfällt. 

Jedem Auszahlungsantrag ist eine Bescheinigung 
des Mitgliedstaats beigefügt, in der die tatsächli-
chen Ausgaben und das Vorhandensein detaillier-
ter Belege bescheinigt werden und die folgende An-
gaben enthält: 

— die Art der von dem Auszahlungsantrag ge-
deckten Maßnahmen, 

— die Höhe und die Art der öffentlichen Ausga-
ben, die für die einzelnen Maßnahmen in dem 
von dem Antrag abgedeckten Zeitraum getätigt 
wurden, 

— die Bestätigung, daß die im Zahlungsantrag be-
schriebenen Maßnahmen gemäß dem Spezial-
programm durchgeführt wurden; 

b) erbringt der Mitgliedstaat den Beweis, daß mit 
dem Spezialprogramm begonnen wurde, kann der 
Fonds auf seinen Antrag einen Vorschuß von 
30 % des Betrages der Mittelbindungen zahlen. 
Wenn dieser Vorschuß aufgebraucht ist und der 
Mitgliedstaat der Kommission die Bescheinigung 

unter a) vorgelegt hat, können neue Vorschüsse 
von je 30 % der pro Jahresabschnitt gebundenen 
Mittel ausgezahlt werden. 

(2) Zum Ende eines jeden Jahres erstattet der be-
treffende Mitgliedstaat der Kommission Bericht über 
den Stand der Durchführung des Spezialprogramms 
unter Bezug auf die im Anhang zu dieser Verordnung 
geforderten Informationen. Diese Berichte müssen es 
der Kommission gestatten, sich von der Durchfüh-
rung des Spezialprogramms zu überzeugen und festzu-
stellen, daß die verschiedenen Maßnahmen in kohä-
renter Weise durchgeführt werden. 

(3) Die Vorschriften von Artikel 9 Absätze 1 bis 5 
der Fondsverordnung gelten für die in Artikel 1 die-
ser Verordnung genannten Gemeinschaftsmaßnahmen 
entsprechend. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

ANHANG 

Das Spezialprogramm muß folgende Angaben über jedes in Artikel 2 der vorliegenden Verordnung 
genannte Gebiet enthalten: 

1. Für Industrie- und Stadtviertel sowie Industriegebäude: 

a) — Analyse des Verfallgrades dieser Viertel und der Sanierungsprioritäten sowie Analyse des 
Nichtbelegungsgrades der Industriegebäude, 

— Beschreibung der dagegen ergriffenen Maßnahmen und der daraus für die öffentliche 
Hand erwachsenden Ausgaben; 

b) im Zusammenhang mit den in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung genannten Maßnah-
men: Beschreibung und genaue Lokalisierung der Programme zur Sanierung der verfallenden 
Viertel und zur Umwandlung der Fabrikgebäude. Gegebenenfalls Beschreibung und Ortsan-
gabe der unbedingt notwendigen Zufahrtsstraßen. 

2. Wohnungen für Arbeiter: 

a) 	Analyse des vorhandenen Angebots an Wohnungen unter Angabe von Alter und Zustand 
sowie der gegenwärtigen und künftig zu erwartenden Wohnungsnachfrage von Arbeitneh-
mern aufgrund der vorhersehbaren Entwicklung neuer Gewerbe, 

— Beschreibung der in diesem Bereich von der öffentlichen Hand ergriffenen Maßnahmen 
mit Angabe der gegenwärtigen öffentlichen Aufwendungen; 

b) bezüglich der in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung genannten Maßnahmen: Beschrei-
bung und räumliche Zuordnung der Entwicklungsprogramme für den Wohnungsbau mit An-
gabe der geplanten Arten von Wohnungen und der geschätzten Zahl der jährlich unterzubrin-
genden Personen. 
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3. KMU: 

a) — Untersuchung hinsichtlich der Stellung der kleinen und mittleren Unternehmen in den 
einzelnen Sektoren und Beurteilung ihrer weiteren Entwicklungsmöglichkeiten. Analyse 
der Lage und der Bedürfnisse im Bereich der Betriebsführung und -organisation, 

— Beschreibung der Beihilfesysteme zugunsten der KMU und der Art der bestehenden 
Dienstleistungen unter Angabe der gegenwärtigen öffentlichen Aufwendungen für die ein-
zelnen Beihilfesysteme und Dienstleistungen; 

b) bezüglich der in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung genannten Maßnahmen: Beschrei-
bung der einzelnen Arten von Dienstleistungen auf dem Gebiet der Betriebsführung und -or-
ganisation, die den KMU zu erbringen sind. Angabe der Art der für die Erbringung dieser 
Dienstleistungen zuständigen Organisationen sowie des Anreizes zu ihrem Ausbau. 

4. Innovation: 

a) Analyse des Bedarfs der Unternehmen und ihrer gegenwärtigen Möglichkeiten im Bereich des 
Zugangs zu Informationen über die Innovation und der Durchführung der letzteren; Schät-
zung der gegenwärtigen Ausgaben; 

b) im Zusammenhang mit den in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung genannten Maßnah-
men: Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur Einholung und Verbreitung von Informa-
tionen über Innovationen einerseits und zu deren Einführung durch die kleinen und mittleren 
Unternehmen andererseits. 

5. Beteiligungskapital: 

a) — Angaben über die Einrichtungen, die den kleinen und mittleren Unternehmen Beteiligungs-
kapital zur Verfügung stellen, und die Bedingungen für den Zugang zu diesen Mitteln, 

— Beschreibung der vorhandenen Anreizsysteme zugunsten der Finanzinstitute, die den 
KMU Beteiligungskapital zur Verfügung stellen, und Angabe der gegenwärtigen öffent-
lichen Ausgaben für jedes System; 

b) bezüglich der in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung genannten Maßnahmen: Beschrei-
bung der geplanten Maßnahmen für einen erleichterten Zugang der KMU zu Beteiligungs-
kapital. 

6. Die Gesamtheit des Spezialprogramms betreffend: 

a) Zeitplan für die Abwicklung des Programms; 

b) geschätzte öffentliche Aufwendungen im Zusammenhang mit der Durchführung des Pro-
gramms, einschließlich der jährlichen Aufteilung dieser Aufwendungen auf die einzelnen beab-
sichtigten Maßnahmen; 

c) mit der Durchführung des Programms beauftragte Stellen; 

d) Informationsmaßnahmen, die vorgesehen sind, um die Aufmerksamkeit der Empfänger auf 
die mit dem Spezialprogramm eröffneten Möglichkeiten und die Rolle, die die Gemeinschaft 
in diesem Zusammenhang spielt, zu lenken; 

e) Beschreibung der gegenwärtigen oder künftigen öffentlichen Maßnahmen, die parallel zu 
dem Spezialprogramm ergriffen werden sollen, um die Beschäftigungslage in den in Artikel 2 
der vorliegenden Verordnung genannten Gebieten zu verbessern, insbesondere der folgenden 
Maßnahmen: 

— Zuschüsse zu Produktivinvestitionen, 

— Infrastrukturinvestitionen, 

— Beihilfe zur Berufsaus- und -fortbildung, zur beruflichen Umschulung und gegebenenfalls 
zur Beschäftigung Jugendlicher und zur Wiedereingliederung der Arbeitnehmer der Schiff-
bauindustrie. 

Dieser Beschreibung müssen Angaben über die Absichten der nationalen Behörden hinsicht-
lich der Verwendung der Mittel aus dem Gemeinschaftsfonds beigefügt sein; 

f) Angabe der Höhe der öffentlichen Aufwendungen im Zusammenhang mit den oben unter 
Punkt e) genannten Maßnahmen. 
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V 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung einer spezifischen Gemein

-

schaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung im Hinblick auf die Verbesserung der Si

-

cherheit der Energieversorgung in, einigen Regionen der Gemeinschaft durch eine stär

-

kere Nutzung neuer Technologien im .Bereich der Stromgewinnung aus- Wasserkraft und 
den Ausbau alternativer Energiequellen 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 724/75 des 
Rates vom 18. März 1975 über die Errichtung eines 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (1), ge-
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 214/79 
vom 6. Februar 1979 ( 2) und insbesondere auf Artikel 
13 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 724/75 (nach-
folgend „Fondsverordnung" genannt) sieht unabhän-
gig von der in Artikel 2 Absatz 3 a) der gleichen Ver-
ordnung festgelegten Aufteilung der Mittel nach Län-
dern eine Beteiligung des Fonds an der Finanzierung 
von spezifischen Gemeinschaftsmaßnahmen zur regio-
nalen Entwicklung vor, insbesondere soweit sie in Ver-
bindung mit den Gemeinschaftspolitiken und den 
Maßnahmen stehen, die die Gemeinschaft beschließt, 
um das regionale Ausmaß dieser Politiken besser be-
rücksichtigen oder die regionalen Auswirkungen die-
ser Politiken abschwächen zu können; 

der betroffene Mitgliedstaat hat der Kommission die 
Daten im Hinblick auf die regionalen Probleme mitge

-

teilt, die Gegenstand einer spezifischen Gemeinschafts-
maßnahme werden können; 

die Mittel des Fonds werden unter Berücksichtigung 
des Intensitätsgrades der regionalen Ungleichgewichte 
in der Gemeinschaft verwendet; 

der Rat hat in seiner Entschließung vom 17. Septem-
ber 1974 betreffend eine neue energiepolitische Strate-
gie (3) eine Verbesserung der Sicherheit der Energie-
versorgung als Zielvorstellung festgelegt; 

(1) ABl. Nr. L 73 vom 21. 3. 1975, S. 1. 
(2) ABl. Nr. L 35 vom 9. 2. 1979, S. 1. 
(3) ABl. Nr. C 153 vom 9. 7. 1975.  

der Europäische Rat hat bei einer Zusammenkunft 
am 21. und 22. Juli 1979 in Straßburg seinem Willen 
Ausdruck verliehen, die Bemühungen um eine Be-
schränkung des Erdölverbrauchs fortzusetzen und zu 
verstärken.. Dank der Energieeinsparungen, der Ent-
wicklung der Eigenproduktion und der zunehmenden 
Verwendung von Ersatzenergien sollen die Einfuhren 
der Gemeinschaft im Zeitraum 1980 bis 1985 auf 
einem gleichen oder niedrigeren Jahresniveau als dem 
von 1978 gehalten werden; 

die Begrenzung der Erdöleinfuhren wird in besonde-
rer Weise diejenigen Mitgliedstaaten der Gemein-
schaft treffen, die ein deutliches Energiedefizit und 
eine starke Abhängigkeit von Erdöleinfuhren aufwei-
sen; 

Italien ist einer dieser Mitgliedstaaten. Seine Rese rven 
an installierter elektrischer Kraft sind besonders nied-
rig. Deshalb ist die Gefahr eines Zusammenbruchs der 
Stromversorgung in Perioden des Spitzenverbrauchs 
sehr groß; 

für die Entwicklung des Mezzogiorno und insbeson-
dere seiner Berggebiete („zone interne") ist die An-
siedlung neuer Gewerbebetriebe nötig. Diese erhöhen 
den Stromverbrauch. Die beim Transport des Stroms 
aus dem Norden über weite Entfernungen hervorgeru-
fenen Verluste sind erheblich. Deshalb besteht Veran-
lassung, die Einrichtung von neuen örtlichen Strom-
erzeugungskapazitäten zu fördern; 

es ist erforderlich, daß die Gemeinschaft durch eine 
Gemeinschaftsmaßnahme zur regionalen Entwicklung 
die nationalen Maßnahmen unterstützt, die auf eine 
bessere Nutzung der natürlichen Energievorkommen 
dieser Gebiete abzielen; 

im Bereich der gemeinsamen Agrarpolitik sind bereits 
Maßnahmen erfolgt; andere Interventionen der Ge-
meinschaftsfonds müssen in diesen Regionen durchge-
führt werden. Diese können in sinnvoller Weise kom-
biniert werden; 

durch die Übernahme verbesserter Techniken (Mini

-

Turbinen) durch die öffentliche Hand können die bis-
her unterbeanspruchten, natürlichen Wasserkraftreser-
ven ausgenützt werden. Die Verwendung alternativer 
Energieressourcen ist geeignet, zur Verwirklichung 
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dieses Zieles beizutragen, wobei gleichzeitig eine Ver-
besserung des verhältnismäßig schwachen Stromvertei-
lungsnetzes erreicht wird; 

für die privaten Benutzer mit geringem Bedarf kann 
es von Interesse sein, selbst die örtlich vorhandenen 
hydroelektrischen und alternativen Energievorkom-
men zur Deckung ihres eigenen Verbrauches auszu-
nützen. Zu diesem Zweck muß eine Informationskam-
pagne in die Wege geleitet werden; die Benützer müs-
sen angeregt werden, die nötigen Einrichtungen zu 
schaffen; 

die Wartung dieser Mini-Turbinen kann an Ort und 
Stelle zusätzliche Arbeitsplätze schaffen; 

die Gemeinschaftsmaßnahme muß in Form eines Spe-
zialprogramms durchgeführt werden; es obliegt der 
Kommission, durch Prüfung dieses Programms sicher-
zustellen, daß die dort vorgesehenen Maßnahmen mit 
den Bestimmungen der vorliegenden Verordnung 
übereinstimmen; 

das Spezialprogramm muß bestimmten Zielen entspre-
chen, die in den regionalen Entwicklungsprogrammen 
nach Artikel 6 Absatz 3 der Fondsverordnung vorgese-
hen sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Es wird eine spezifische Gemeinschaftsmaßnahme zur 
regionalen Entwicklung im Sinne von Artikel 13 der 
Fondsverordnung eingeleitet (im folgenden „spezifi-
sche Maßnahme" genannt), die dazu beiträgt, die Si-
cherheit der Energieversorgung einiger Regionen der 
Gemeinschaft durch eine stärkere Nutzung neuer 
Technologien im Bereich der Stromgewinnung aus 
Wasserkraft und des Ausbaus von Ersatzenergiequel-
len zu verbessern. 

Artikel 2 

Die spezifische Maßnahme betrifft die Berggebiete 
(„zone interne") der Regionen des Mezzogiorno. 

Artikel 3 

(1) 	Die Durchführung der spezifischen Maßnahme 
erfolgt in der Form eines Spezialprogramms (nachste-
hend „das Spezialprogramm" genannt), das der Korn-
mission von Italien vorgelegt wird. 

Das Spezialprogramm zielt ab auf eine bessere Aus-
nützung der Wasserkraftreserven zum Zwecke der 
Stromgewinnung, wobei durch die Anwendung neuer 
Techniken die Wiederinbetriebnahme aufgegebener 
oder veralteter Stauwerke an Wasserläufen mit gerin-
ger Wasserführung ermöglicht wird; es zielt ebenso 
ab auf eine bessere Ausnutzung alternativer Energie-
quellen. Außerdem sollen private Benutzer durch eine 
Informationskampagne und Beihilfen zur Anfertigung 
von Durchführbarkeitsstudien angeregt werden, Was-
serkraft und andere Energiereserven für die Stromge-
winnung zu nutzen. Schließlich ist vorgesehen, daß 
die Wartung dieser Einrichtungen eine Reihe zusätzli-
cher Arbeitsplätze schafft. 

(2) Dieses Spezialprogramm muß sich in den Rah-
men der Regionalentwicklungsprogramme einfügen, 
die der Kommission von Italien nach Artikel 6 Ab-
sätze 3 und 4 der Fondsverordnung vorgelegt und 
von dieser geprüft werden. 

(3) Das Spezialprogramm enthält die .im Anhang 
zu dieser Verordnung genannten erforderlichen Anga-
ben zur Analyse der Lage und der Erfordernisse im 
Hinblick auf die in Absatz 1 genannten Ziele, die ge-
planten Vorhaben und ihre zeitliche Abwicklung 
sowie alle generellen Merkmale, die zur Beurteilung 
seiner Übereinstimmung mit den Zielen der Regional-
entwicklung nötig sind. 

(4) Die Laufzeit des Spezialprogramms beträgt 
fünf Jahre, vom dreißigsten Tag nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung an gerechnet. 

(5) Der voraussichtliche Gesamtbetrag der Beteili-
gung des Fonds an der spezifischen Maßnahme be-
läuft sich auf 16 Millionen ERE. 

(6) Das Spezialprogramm wird von der Kommis-
sion nach Anhörung des Ausschusses für Regionalpoli-
tik gebilligt. 

Artikel 4 

Der Fonds kann sich im Rahmen des Spezialpro-
gramms an folgenden Maßnahmen beteiligen: 

1. Installierung von Mini-Turbinen (standardisierte 
Stromerzeuger zur Nutzung kleiner Wasserfälle) 
einschließlich der Herrichtung von vorhandenen 
Anlagen und sonstigen für die Stromerzeugung be-
nötigten Installationen; ebenso von Windgenerato-
ren und Einrichtungen zur Gewinnung von Son-
nenenergie oder zur biochemischen Energiegewin-
nung insbesondere aus Abfällen. 
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2. Verbreitung von Informationen einschließlich De-
monstration der Möglichkeiten, die die Mini-Turbi-
nen und alternativen Energiequellen eröffnen. 
Durchführbarkeitsstudien zugunsten potentieller 
Benutzer, die eventuell selbst solche Anlagen er-
richten wollen. 

3. Organisation von technischen Einführungskursen, 
mittels derer zusätzliche örtliche Arbeitsplätze im 
Zusammenhang mit der Wartung der Mini-Turbi-
nen geschaffen werden. 

Artikel 5 

(1) 	Das Spezialprogramm wird von den Mitglied

-

staaten und der Gemeinschaft gemeinsam finanziert. 
Der Beitrag des.Fonds erfolgt im Rahmen der im Ge-
samthaushalt der Europäischen Gemeinschaft vorgese-
henen Mittel. Die gemeinschaftliche Beteiligung be-
trägt : 

— für die Maßnahmen zugunsten der Installation 
von Mini-Turbinen, Windgeneratoren und ande-
ren Einrichtungen einschließlich der Studien für 
die Anpassung des Materials an die örtlichen Be-
dingungen nach Artikel 4 Absatz 1: 50 % der Aus-
gaben, wenn es sich um Investitionen der öffentli-
chen Hand handelt. In den anderen Fällen 30 
der Investitionskosten, wobei diese Beihilfe zusätz-
lich zu den bestehenden Beihilfesystemen gewährt 
wird; 

— für die Maßnahmen zur Verbreitung von Informa-
tionen und zur Demonstration nach Artikel 4 Ab-
satz 2: 70 % der Betriebskosten der damit beauf-
tragten Organisation; 

— für Maßnahmen zugunsten der Durchführbarkeits-
studien nach Artikel 4 Absatz 2: 70 % der Kosten 
dieser Studien; 

— für Maßnahmen zur technischen Einführung nach 
Artikel 4 Absatz 3: 70 % der öffentlichen Ausga-
ben. 

 
(2) Empfänger von Fondszuschüssen für die im vor-
hergehenden Absatz genannten Maßnahmen können 
sein: Behörden, Gebietskörperschaften, andere Orga-
nisationen, Unternehmen und Private. 

(3) Der Betrag der Fondsbeteiligung zugunsten des 
Spezialprogramms darf den von der Kommission an-
läßlich der Billigung dieses Programms nach Artikel 3 
Absatz 5 festgesetzten Betrag nicht überschreiten. 

(4) Die mit der Durchführung des Spezialpro-
gramms zusammenhängenden Mittelbindungen im Ge-
samthaushalt erfolgen im Rahmen von jährlichen Ab-

schnitten entsprechend dem Vollzug des Programms. 
Die für die Jahre 1978, 1979 und 1980 verfügbaren 
Mittel können jedoch gleichzeitig mit der Billigung 
des Spezialprogramms gebunden werden. 

Artikel 6 

(1) 	Der Beitrag des Fonds zugunsten der im Spe

-

zialprogramm vorgesehenen Maßnahmen wird auf An-
trag der betreffenden Mitgliedstaaten nach folgenden 
Regeln an die von ihm eigens benannten Stellen ausge-
zahlt: 

a) Alle Zahlungen mit Ausnahme der im folgenden 
Absatz genannten Vorschüsse erfolgen möglichst 
gleichzeitig mit der Zahlung des Anteils der zu-
schußfähigen Ausgaben, der auf den Mitgliedstaat 
entfällt. 

Jedem Auszahlungsantrag ist eine Bescheinigung 
des Mitgliedstaats beigefügt, in der die tatsäch-
lichen Ausgaben und das Vorhandensein detaillier-
ter Belege bescheinigt werden und die folgende An-
gaben enthält: 

— die Art der von dem Auszahlungsantrag ge-
deckten Maßnahmen, 

— die Höhe und die Art der für die einzelnen 
Maßnahmen während des von dem Antrag ab-
gedeckten Zeitraums getätigten öffentlichen 
Ausgaben, 

— die Bestätigung, daß die im Zahlungsantrag be-
schriebenen Maßnahmen gemäß dem Spezial-
programm durchgeführt worden sind; 

b) erbringt der Mitgliedstaat den Beweis, daß mit 
dem Spezialprogramm begonnen wurde, kann der 
Fonds auf seinen Antrag einen Vorschuß von 
30 % des Betrages der Mittelbindungen zahlen. 
Wenn dieser Vorschuß aufgebraucht ist und der 
Mitgliedstaat der Kommission die Bescheinigung 
unter a) vorgelegt hat, können neue Vorschüsse 
von je 30 % der pro Jahresabschnitt gebundenen 
Mittel ausgezahlt werden. 

(2) 	Zum Ende eines jeden Jahres erstattet der be

-

treffende Mitgliedstaat der Kommission Bericht über 
den Stand der Durchführung des Spezialprogramms 
unter Bezug auf die im Anhang zu dieser Verordnung 
genannten Informationen. Diese Berichte müssen es 
der Kommission gestatten, sich von der Durchfüh- 
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rung des Programms zu überzeugen und festzustel-
len, daß die verschiedenen Maßnahmen in kohärenter 
Weise durchgeführt werden. 

(3) 	Die Vorschriften von Artikel 9 Absätze 1 bis 5 
der Fondsverordnung gelten für die in Artikel 1 die-
ser Verordnung genannten Gemeinschaftsmaßnahmen 
entsprechend. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

ANHANG 

Das Spezialprogramm muß für jede der in Artikel 2 der vorliegenden Verordnung genannten Regio-
nen folgende Angaben enthalten: 

1. a) Untersuchung der Lage und des Bedarfs im Bereich der Stromversorgung und der Verwen-
dung alternativer Energiequellen mit Angaben über vorrangig auszubauende oder zu verbes-
sernde Teile des bestehenden Netzes; 

b) Beschreibung der behördlichen Maßnahmen zur Deckung dieses Bedarfs, einschließlich Anga-
ben über die damit verbundenen Ausgaben der öffentlichen Hand. 

2. Bezüglich der in Artikel 4 der vorliegenden Verordnung genannten Maßnahmen: 

a) Vorausschätzung der zu installierenden Mini-Turbinen bei bestehenden Anlagen; Bezeich-
nung dieser Standorte, Beschreibung der Arbeiten zur Herrichtung der Anlagen einschließlich 
damit verbundener Wasserbauarbeiten und Schätzung der davon zu erwartenden Verbesse-
rung der Stromversorgung; 

b) Vorausschätzung der zu installierenden Windgeneratoren oder anderer technischer Einrich-
tungen; 

c) Modalitäten der Informationskampagne; Zahl der vorgesehenen Demonstrationszentren, Zahl 
und Art der geplanten Veröffentlichungen und Durchführbarkeitsstudien; 

d) Art der vorgesehenen technischen Einführung und voraussichtliche Mehrbeschäftigung. 

3. Die Gesamtheit des Spezialprogramms betreffend: 

a) Zeitplan für die Errichtung des Programms; 

b) geschätzte öffentliche Aufwendungen in Verbindung mit der Programmdurchführung, ein-
schließlich der jährlichen Aufteilung dieser Aufwendungen auf die einzelnen beabsichtigten 
Maßnahmen; 

c) Benennung der für die technische Durchführung der Programme verantwortlichen Stellen; 

d) Informationsmaßnahmen, die vorgesehen sind, um die Aufmerksamkeit der Empfänger auf 
die mit dem Spezialprogramm eröffneten Möglichkeiten und die Rolle, die die Gemeinschaft 
in diesem Zusammenhang spielt, zu lenken; 

e) die Absichten der nationalen Behörden hinsichtlich der Verwendung der Mittel aus den Ge-
meinschaftsfonds mit struktureller Zweckbestimmung; 

f) Beschreibung bereits bestehender oder geplanter behördlicher Maßnahmen bezüglich der För-
derung der Energieerzeugung durch die Benutzer örtlicher Energiequellen einschließlich ein-
schlägiger gesetzgeberischer Maßnahmen. 
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Begründung 

Einleitung 

1. Die politische Motivation zur Rechtfertigung der 
Finanzierung spezifischer Maßnahmen durch die 
„nicht quotengebundene" Abteilung des EFRE ist 
die gleiche, wie diejenige, die zur Einführung der 
Methode der Bewertung der regionalen Auswir-
kungen (B.R.A.) aller gemeinschaftlichen Politiken 
oder Maßnahmen geführt hat. Man ist sich der Tat-
sache bewußt. geworden, daß sich die Regional-
politik nicht darauf beschränken kann, den Un-
gleichgewichten, deren Opfer die „benachtei-
ligten" Regionen sind, durch nachträgliche Bei-
hilfen zu steuern, sondern daß es wichtig ist, durch 
vorzeitige Maßnahmen den nachteiligen Wir-
kungen zuvorzukommen, die sich möglicherweise 
in diesen Regionen als Folge von gemeinschaft-
lichen Politiken einstellen, die nicht immer ihren 
regionalen Einflüssen voll Rechnung tragen 
können. 

Aus diesem Grunde werden alle Gemeinschafts-
politiken systematisch durchleuchtet, um die vor-
dringlichen Anwendungsbereiche der „nicht-
quotierten" Abteilung in Verbindung mit den re-
gionalen Auswirkungen dieser Politiken festzu-
legen. Dies hat zum Vorschlag einer ersten Gruppe 
von fünf Maßnahmen, die nachfolgend aufgeführt 
sind, geführt. 

Das erste typische Kennzeichen der vorgeschla-
genen Maßnahmen ist, daß sie darauf abzielen, 
möglichen Gleichgewichtsstörungen in Regionen 
zuvorzukommen, die bereits jetzt einen eindeutig 
ungenügenden Entwicklungsgrad aufweisen. Ein 
zweites Kennzeichen ist die Anwendung einer be-
sonderen Durchführungsmethode: Die Festlegung 
von spezifischen Zielen, .die nicht mittels einer Ge-
meinschaftshilfe zugunsten einzelner von den Mit-
gliedstaaten finanzierter Projekte angestrebt 
werden, sondern durch Gesamtprogramme, die den 
sozioökonomischen Bedürfnissen der Regionen 
entsprechen und geeignet sind, die Voraus-
setzungen für eine sich selbst tragende Entwick-
lung zu schaffen. Das dritte typische Kennzeichen 
dieser Maßnahmen ist die Art der vorgesehenen 
Interventionen. Im Rahmen der EFRE-Verordnung 
kann die „quotierte" Abteilung des Fonds aus-
schließlich für Kapitalbeihilfen zugunsten der 
Finanzierung von Projekten eingesetzt werden. 
Hingegen gewährt die „nichtquotierte" Abteilung 
ihre Beihilfen vor allem für die Unterstützung von 
Initiativen mit dem Ziel, jegliches unterneh-
merische Potential, das sich aufgrund einer un-
günstigen ökonomischen Umwelt nicht in unter-
nehmerische Initiative umsetzen kann, zu ent-
wickeln und zu unterstützen. Unter diesem Ge-
sichtspunkt weisen die Maßnahmen zugunsten 
der kleinen und mittleren Unternehmen den 
höchsten Neuerungsgrad auf und haben eine ganz 
besondere Bedeutung. 

Mit diesen Maßnahmen, die als „Piloterfahrungen" 
bezeichnet werden können, eröffnet sich eine neue 

Perspektive für die gemeinschaftliche Regional-
politik, die eine größere Selektivität im Einsatz 
der Instrumente, eine stärkere Konzentration der 
ohnedies beschränkten Mittel sowie eine stärkere 
Koordination der Interventionen der Gemein-
schaft unter sich und mit den nationalen und regio-
nalen Interventionen ansteuert. Dies ist eine erste 
konkrete Antwort auf die dringenden Erforder-
nisse, die so häufig und so einhellig von allen Ge-
meinschaftlichen Institutionen registriert werden. 

L Hinweis auf die bestehenden 
Rechtsvorschriften 

2. Artikel 13 dieser Verordnung besagt, daß die im 
Rahmen der „nicht quotengebundenen Abteilung" 
durchzuführenden Maßnahmen „in Verbindung 
mit den Gemeinschaftspolitiken und den Maß-
nahmen stehen müssen, die die Gemeinschaft be-
schließt, um das regionale Ausmaß dieser Politiken 
besser berücksichtigen oder die regionalen Aus-
wirkungen dieser Politiken abschwächen zu 
können". Die Gemeinschaft will damit ihre eigene 
Verantwortung gegenüber dem allgemeinen Ziel 
der Verringerung der regionalen Ungleichge-
wichte zum Ausdruck bringen; die Verantwortung 
der Gemeinschaft kann in der Praxis dadurch gelöst 
werden, daß sie in einem ihrer Aktionsbereiche 
wie z. B. im Bereich der Außenpolitik, der Land-
wirtschaft oder im Bereich der industriellen Fragen 
eine Entscheidung trifft, die regionale Auswir-
kungen nach sich zieht. 

Der gleiche Artikel stellt ferner fest, daß spezifische 
Gemeinschaftsmaßnahmen durchgeführt werden 
können — und dies nur in Ausnahmefällen —, wenn 
„den strukturellen Auswirkungen besonders 
schwerwiegender Ereignisse in bestimmten Ge-
bieten oder Gebietsteilen begegnet werden soll, 
um verlorengegangene Arbeitsplätze zu ersetzen 
und die hierfür notwendigen Infrastrukturen zu 
schaffen". 

Ein weiterer Anwendungsfall können gemäß den 
im Rat getroffenen Übereinkünften, die besonders 
schwierigen Grenzlagen sein. 

3. Bei der Ausarbeitung der ersten Vorschläge für 
spezifische Maßnahmen mußte die Kommission 
gleichzeitig vier relativ schwierigen Erfo rder

-

nissen gerecht werden.  

Das erste betrifft die Wahl der Aktionsbereiche. 
Es geht um das Erfordernis, so klar wie möglich 
den Zusammenhang herauszustellen, der zwischen 
bestimmten Aspekten der Gemeinschaftspolitik 
und der regionalen Lage besteht, und zwar unter 
Berücksichtigung — wie es Artikel 2 der Verord-
nung vorschreibt — des Intensitätsgrades der re-
gionalen Ungleichgewichte in der Gemeinschaft. 

Das zweite bezieht sich auf die Art der im Rahmen 
der nicht quotengebundenen Abteilung zu finan-
zierenden Maßnahmen. Es muß sich hier um Maß-
nahmen handeln, „die sich ganz oder teilweise von 
den in Titel II genannten Maßnahmen unter-
scheiden". Es war daher notwendig, in den vorge-
legten Vorschlägen eine gewissen Originalität 
zu beweisen. 
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Das dritte Erfordernis ist schließlich finanzieller 
Art. Artikel 2 der Fondsverordnung bestimmt, daß 
der für diese Maßnahme zur Verfügung stehende 
Betrag sich auf 5 v.H. der Ausstattung des Fonds 
beläuft. Die Mittel über die gegenwärtig verfügt 
werden kann, sind verhältnismäßig bescheiden: 
75 MERE für die Jahre 1978 und 1979. Bei der vor-
geschlagenen Laufzeit von fünf Jahren für jede der 
Maßnahmen kann man gegenwärtig die Mittel, 
die im Zeitraum 1980 bis 1984 für die spezifischen 
Maßnahmen zur Verfügung stehen, auf ungefähr 
350 MERE veranschlagen. Diese setzen sich wie 
folgt zusammen: 

—Für die Haushaltsjahre 1978 und 1979 bereits 
genehmigte Mittel: 	 75 MERE 

—Minimalschätzung der im Zeitraum 1980 bis 
1984 verfügbaren Mittel: 	275 MERE 

Summe 350 MERE 

Die Vorausschätzung für den Zeitraum 1980 bis 
1984 in Höhe von 275 MERE ist sehr bescheiden. 
Die tatsächlich benötigten Mittel werden wahr-
scheinlich höher sein. Im übrigen stellt diese Vor-
ausschätzung kein Präjudiz für das Ergebnis einer 
eventuellen Revision des Satzes von 5 v.H. dar, 
der gegenwärtig für das Verhältnis zwischen 
Mitteln der „nichtquotierten" Maßnahmen und der 
Gesamtausstattung des Fonds gilt. 

Weiterhin muß die Kommission zwecks Durch-
führung der Bestimmungen des Artikels 13 ein voll-
kommen neues Ausführungsverfahren entwickeln: 
Die Mitfinanzierung von Spezialprogrammen, die 
einzelne Zielbereiche innerhalb der gesamten 
Entwicklungsaktion der betreffenden Region aus-
füllen, sowie die Prüfung dieser Programme an-
statt der Prüfung und der Finanzierung einzelner 
Vorhaben. 

II. Vorgeschlagener Maßnahmenbereich und 
Auswahl der Gebiete 

4. Die fünf ausgewählten Bereiche entsprechen den 
fünf Verordnungsvorschlägen; sie ergeben sich 
unmittelbar aus den Realitäten der Gemeinschaft. 

Nach den Vorstellungen der Kommission bilden 
sie nur eine erste Gruppe von Vorschlägen, denen 
weitere folgen sollen. 

Die jeweilige politische Lage liefert die Veran-
lassung, zu einem gegebenen Zeitpunkt für diesen 
oder jenen Bereich eine gemeinschaftliche Maß-
nahme vorzuschlagen. Die Kommission ist der 
Meinung, daß neue Ereignisse, das Auftreten neuer 
Bedürfnisse ihr in der Zukunft neue Vorschläge 
abverlangen können und dies unabhängig von 
Schätzungen zum gegenwärtigen Zeitpunkt in 
Bezug auf die Mittel, über die die „nicht quoten-
gebundene" Abteilung verfügen müßte. Anderer-
seits möchte die Kommission nicht von vornherein 
ausschließen, daß der Rat einen einstimmigen Be

-

schluß zugunsten dieser oder jener neuen Sonder-
maßnahme fällt. 

5. „Maßnahmen im Zusammenhang mit der Erwei-
terung der Gemeinschaft" 

Die Maßnahme „Erweiterung", die sich auf den ge-
samten italienischen Mezzogiorno und die drei an 
Spanien angrenzenden französischen Regionen 
bezieht, ist als die bedeutsamste und finanziell 
wichtigste Maßnahme anzusehen. 

Die Beziehung zwischen der Lage in diesen Ge-
bieten und der Gemeinschaftsentscheidung zur Er-
weiterung erscheint offensichtlich. Die Kommis-
sion hat zu dieser Frage eine umfangreiche Doku-
mentation, besonders über den Bereich der Land-
wirtschaft erstellt und sie hat mehrmals — vor allem 
in ihrer Stellungnahme zum Beitrittsgesuch 
Spaniens — deutlich auf die Gefahr einer ungün-
stigen Auswirkung des Beitritts auf die Wirtschaft 
jener Gebiete hingewiesen. 

Die Auswahl dieser Gebiete erfolgt auf Grund des 
Prozentsatzes der Beschäftigung in der Landwirt-
schaft, die mehr oder minder große Abhängigkeit 
dieser Beschäftigung von mittelmeerischen Agrar-
produktionen und weiterhin einer Anzahl von 
Kriterien, die sich auf die allgemeine Wirtschafts-
lage in diesen Gebieten beziehen, wie z. B. der 
Grad der Erwerbstätigkeit. 

Angesichts der engen Verbindung, die, im Sinne 
von Artikel 13, zwischen den Gemeinschaftspoli-
tiken und der wirtschaftlichen und sozialen Lage 
der Gebiete hergestellt werden muß, berücksich-
tigt die Kommission auch den Umfang der Zustän-
digkeiten der Gemeinschaft bei der Durchführung 
dieser Politiken. 

Es muß in jedem Einzelfall festgestellt werden, ob 
eine Befugnis und daher eine besondere Verant-
wortung der Gemeinschaft vorliegt. Im Falle der 
Erweiterung ist das Vorliegen einer solchen Be-
fugnis offenbar. 

6. „Maßnahmen, die im Zusammenhang mit Gemein-
schaftsmaßnahmen im Bereich der Eisen- und 
Stahlindustrie sowie der Schiffbauindustrie 
stehen" 

Bei den beiden Maßnahmen zugunsten der Ge-
biete, die durch die beiden in Schwierigkeiten 
geratenen Industriesektoren, die Eisen- und Stahl-
industrie, sowie die Schiffbauindustrie besonders 
hart betroffen sind, stellt sich die Lage im Ver-
gleich zu der eben aufgeführten etwas anders dar 
Die Eigenart dieser Probleme macht die Bejahung 
einer ausschließlichen Verantwortlichkeit der Ge-
meinschaft etwas schwerer als im Falle der Er-
weiterung. 

Dies gilt vor allem für den Schiffbau, auch wenn das 
Ziel einer Verringerung der Produktion in der 
Schiffbauindustrie und die Notwendigkeit einer 
Umstrukturierung in dieser Industrie Auswir-
kungen für einige bereits durch die Krise in diesem 
Sektor betroffenen Gebieten haben können. 

Auf dem Gebiet der Eisen- und Stahlindustrie sind 
die Zuständigkeiten der Gemeinschaft näher be-
stimmt. Wenn man dennoch hinsichtlich einer 
Intervention in diesem Sektor mittels einer spe- 
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zifischen Maßnahme etwas zögern könnte, so be-
ruht dies darauf, daß der EGKS-Fonds vorhanden 
ist. Dieser Fonds ist jedoch unzureichend. 

Was den räumlichen Aspekt dieser Maßnahme be-
trifft, so werden für Maßnahmen im Bereich „Eisen- 
und Stahlsektor" einige Stahlgebiete oder -zonen 
Belgiens, des Vereinigten Königreiches und 
Italiens als zuschußwürdig vorgeschlagen. Für 
den Bereich „Schiffbauindustrie" beschränkt sich 
die Maßnahme auf einige Gebiete des Vereinigten 
Königreiches. 

Die Auswahl der Gebiete oder Zonen ist das Er-
gebnis der Analyse einer Anzahl von Indikatoren. 
In einer ersten Phase wurden sektorielle Kriterien 
berücksichtigt. Die relative Bedeutung der Be-
schäftigung in dem betroffenen Sektor im Verhält-
nis zur Gesamtbeschäftigung innerhalb der Region, 
die Anzahl der in diesem Sektor bereits verlorenen 
und die Anzahl der in Kürze bedrohten Arbeits-
plätze. In einer zweiten Phase wurde durch An-
wendung von Kriterien, die die relative Intensität 
der regionalen Ungleichgewichte beschreiben, 
d. h. durch die Zuhilfenahme allgemeiner Kriterien, 
wie die Höhe der Arbeitslosigkeit, der geo-
graphische Anwendungsbereich der einzelnen 
Maßnahmen eingegrenzt. 

7. „Maßnahmen im Zusammenhang mit der Ent-
scheidung für eine Einfuhrbegrenzung von Erd-
öl und zur Entwicklung alternativer Energien" 

Die spezifische Maßnahme „Energie" leitet ihre 
Begründung aus der Entscheidung der letzten 
Europäischen Gipfelkonferenz ab, die am 21. und 
22. Juli 1978 in Straßburg stattfand. Dort kam klar 
der Wille zum Ausdruck, die Gemeinschaft in 
ihrer Energieversorgung weniger abhängig vom 
Ausland zu machen und dies durch die Entwick-
lung eigener Energiequellen, die Benutzung 
alternativer Energien und die Einfrierung ihrer 
Erdöleinfuhren im Zeitraum 1980 bis 1985 auf 
gleicher Höhe oder unter dem Niveau von 1978. 

Die vorgeschlagene Maßnahme betrifft den 
Mezzogiorno und besonders seine Berggebiete 
(„zone interne"). Die hier getroffene Wahl ist 
dadurch begründet, daß Italien zu den Staaten der 
Gemeinschaft gehört, die nicht nur auf dem ge-
samten Gebiet der Energieversorgung sondern 
insbesondere im Erdölbereich von außen besonders 
abhängig sind. Weiterhin ist Italien unter diesen 
Staaten derjenige, bei dem die Gefahr eines Zu-
sammenbruchs der Elektrizitätsversorgung in 
Zeiten des Spitzenverbrauchs am größten ist, da 
es einen zu hohen Nutzungsgrad der Anlagen auf-
weist. Schließlich trägt die Auswahl des Mezzo-
giorno der Notwendigkeit Rechnung, die Anfor-
derungen an die Stromerzeugungskapazitäten im 
Norden des Landes zu verringern, um die sich 
aus dem Elektrizitätstransport über lange Strecken 
ergebenden Verluste einzuschränken. 

8. „Maßnahmen im Hinblick auf die Grenzgebiete 
Irlands und Nordirlands" 

Die fünfte Maßnahme bezieht sich auf die Grenz

-

gebiete Irlands und Nordirlands. Die Bemühungen 

der Verantwortlichen beider Seiten dieser Grenze, 
die von der Gemeinschaft unterstützt werden 
(Beispiel: Studie über die grenzüberschreitenden 
Verbindungen) unterstreichen trotz aller poli-
tischen Spannungen den Willen, zur Verbesserung 
der Lage in diesen Gebieten, die zu den am 
stärksten benachteiligten Gebieten dieser beiden 
Staaten und der Gemeinschaft gehören, beizu-
tragen. Es erschien deshalb der Kommission not-
wendig, für diese Gebiete eine spezifische Maß-
nahme vorzuschlagen. Sie stützt sich dabei auf den 
Willen des Rates, der in einer besonderen Er-
klärung vom 6. Februar 1979 klar zum Ausdruck 
kam: „Der Rat erklärt sich bereit, im Rahmen von 
Artikel 13 auf Vorschlag der Kommission, jeden 
Beihilfeantrag in bezug auf die Grenzprobleme 
in den am meisten förderungswürdigen Gebieten 
der Gemeinschaft zu prüfen, der von zwei oder 
mehreren Mitgliedstaaten gemeinsam vorgelegt 
wird." 

III. Für eine Finanzierung vorgeschlagene Art 
von Maßnahmen 

Die in den Spezialprogrammen zwecks Durch-
führung von spezifischen Maßnahmen vorge-
schlagenen Maßnahmen können in sechs Grund-
bereiche aufgeteilt werden, die jeweils spezi-
fischere regionalen Bedürfnissen entsprechen. 

9. „ Verbesserung der Umweltbedingungen als not-
wendige Voraussetzung zur Entwicklung neuer 
wirtschaftlicher Tätigkeiten" 

Der Begriff „Umwelt" wird hier in einem weiten 
Sinne gefaßt. Er entspricht der Überzeugung der 
Kommission, daß eine solche Maßnahme in den 
Gebieten mit alten Industrien immer notwendiger 
wird und Voraussetzung für die wirtschaftliche 
Entwicklung ebenso wie für Produktiv-Investi-
tionen ist. Es handelt sich darum, einige Industrie- 
und Wohngebiete, die verfallen oder verlassen 
sind und die die Spuren der vorangegangenen 
Industrieepoche zeigen, zu erneuern und zum Bau 
und der Modernisierung von Unterkünften beizu-
tragen, deren Fehlen oder Baufälligkeit die Ent-
wicklung der Beschäftigung hemmt. 

Ausnahmsweise kann die Erschließung der Gebiete 
auch die Herstellung von Verbindungswegen zu 
den Orten, in denen sich neue Gewerbe nieder-
lassen, umfassen. 

10. „Förderung industrieller Innovationen" 

In einzelnen Gebieten der Gemeinschaft, be-
sonders in den am wenigsten begünstigten, ist 
häufig ein mangelnder Informationsfluß in bezug 
auf industrielle Innovationen festzustellen. Daher 
ist es notwendig, die Sammlung und Verbreitung 
dieser Art von Informationen, sowohl was die Pro-
dukte als auch was die Technologien betrifft, 
zu entwickeln. Um tatsächlich die Benutzung der 
Innovationen durch die KMU in Gang zu setzen, 
muß darüber hinaus ein finanzieller Beitrag zu den 
Eigenbemühungen der Industriellen geleistet 
werden. Hierbei erscheinen die häufig recht hohen 
Kosten zur Erstellung einer Durchführbarkeits- 
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studie als hauptsächliche Bremse für eine Ent-
scheidung des Unternehmers. Die vorgeschlagenen 
Beihilfen erstrecken sich auf die Mehrzahl der Ge-
biete, die von den fünf spezifischen Maßnahmen 
gedeckt werden. 

11. „Verbesserung der Energie-Versorgungssicher-
heit " 

Diesem Thema kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Es handelt sich darum, in den Berggebieten des 
Mezzogiorno die Verwendung einer neuen Tech-
nik (Mini-Turbinen) zu fördern, für die keine um-
fangreichen Infrastrukturarbeiten benötigt 
werden, da sie die Wiederverwendung von auf-
gegebenen Wasserkraftwerken erlaubt und bei 
kleinen Wasserfällen verwendet werden kann. 

Weiterhin müssen die Einsatzorte dieser Mini-
Turbinen zu Demonstrationszwecken über die 
Möglichkeiten dieses Materialtyps ausgebaut 
werden, ebenso zu Informationszentren über die 
Perspektiven von alternativen Energiequellen 
wie Windkraft, Sonnenenergie, Biomasse usw. 
Die Verbreitung dieser Informationen und ein 
finanzielles Anreizsystem haben zum Ziel, den 
eventuellen Benutzern zu erlauben, selbst die von 
ihnen benötigte Elektrizität oder Energie zu pro-
duzieren. Weiterhin könnte auch der Unterhalt 
dieser Mini-Turbinen und anderer Installationen 
Gegenstand von Verträgen mit der Landbevöl-
kerung sein, und so die Möglichkeit von zusätz-
lichen Arbeitsplätzen bieten. 

12. „Zurverfügungstellung von Mitteln und Dienst-
leistungen, die die Aktionsmöglichkeiten der 
kleinen und mittleren Unternehmen erweitern" 

Die kleinen und mittleren Unternehmen stellen 
den wichtigsten Teil an der Industrielandschaft der 
Regionen dar, die von diesem Thema betroffen 
werden. Für jede dieser Regionen ist die Entwick-
lung der kleinen und mittleren Unternehmen — 
vom Gesichtspunkt des Beschäftigungswachstums 
aus gesehen — notwendig. 

Die hier vorgesehenen Maßnahmen verfolgen das 
Ziel, nicht so sehr die Investitionen in Produk-
tionsmittel selbst zu fördern, als vielmehr die 
Maßnahmen, die die Erzeugung besser auf die 
Marktbedürfnisse ausrichten und die Präsenz 
der Unternehmen auf den Märkten verstärken. 

Sich besser in einen Markt einzuordnen heißt zu-
nächst, daß man ihn kennt. Dies ist in den Rand-
gebieten der Gemeinschaft — wie z. B. dem fran-
zösischen Südwesten oder dem Mezzogiorno — 
nicht oft der Fall. Aus diesem Grunde wird vor-
geschlagen, in diesen Randgebieten die Durch-
führung von notwendigerweise zahlreichen und 
immer mit hohen Kosten verbundenen sektoralen 
Marktstudien zu fördern, die von befähigten 
Stellen zum Vorteil der Gesamtheit der Unter-
nehmen einer Region erarbeitet werden könnten. 
Die kleinen und mittleren Unternehmen könnten 
also in voller Kenntnis der Lage ihre Schlußfol-
gerungen aus diesen Studien ziehen und sich mit 
entsprechenden Investitionen, für die sie eine 

Gemeinschaftsbeihilfe erhalten würden, an den 
Markt anpassen. 

In diesem Zusammenhang muß daran erinnert 
werden, daß die vorgeschlagenen Maßnahmen 
für die Innovationen gleichfalls zu einer Anpassung 
der kleinen und mittleren Unternehmen an den 
Markt beitragen können. 

Da es sich nicht ausschließlich um die Randgebiete, 
sondern nahezu um die Gesamtheit aller für die 
fünf vorgeschlagenen Maßnahmen infrage kom-
menden Regionen handelt, ist es ebenfalls 
wichtig, die Effizienz dieser kleinen und mittleren 
Unternehmen hinsichtlich deren Leitung und Or-
ganisation zu verbessern. Die Möglichkeit eines 
Starthilfezuschusses für auf diesem Gebiet spe-
zialisierte Beratungsunternehmen, an denen es in 
den benachteiligten Gebieten oft fehlt, stellt 
eine vollkommen neue Art von Gemeinschafts-
beihilfen dar Weiterhin müßten bestimmte Bei-
hilfen an mehrere kleine und mittlere Unternehmen 
zur Schaffung von gemeinsam benutzten Dienst-
leistungseinrichtungen dazu beitragen, Buch-
führungs-, Unterhaltungs- und Lagerverwaltungs-
probleme, denen sich die kleinen und mittleren 
Unternehmen oft gegenüber sehen, besser zu 
lösen. 

Was das Risikokapital angeht, so wird vorge-
schlagen, den kleinen und mittleren Unternehmen 
einen besseren Zugang zu verschaffen und zwar 
durch Finanzierung der im allgemeinen bedeu-
tenden Kosten der Studien zur Einschätzung des 
Risikos, die der Bewilligung des Risikokapitals 
vorausgehen und von geeigneten Stellen durch-
geführt werden. 

Schließlich ist vorgesehen, daß sich die Gemein-
schaft an einigen mehr „klassischen" Infrastruk-
turen beteiligt, insbesondere der Erschließung 
schwer zugänglicher Gebiete („désenclavement"), 
immer in dem Bemühen, die Verbindungen der 
Unternehmen mit ihrem wirtschaftlichen Umfeld 
zu verbessern. 

13. „Förderung des Handwerks" 

Dieses auf Gebiete mit ländlichem Charakter be-
schränkte Thema verfolgt vor allem das Ziel, den 
Handwerkern bessere Informationen zukommen 
zu lassen, überkommene Techniken zu entwickeln, 
eine aktivere und besser organisierte Vermarktung 
zu fördern und in einzelnen Fällen einen Beitrag 
zu den Investitionen der Handwerksunternehmen 
zu leisten. 

14. „Entwicklung des Fremdenverkehrs in ländlichen 
Gebieten" 

Bestimmte Gemeinschaftsregionen haben gleich-
zeitig ländlichen und Fremdenverkehrscharakter. 
Es wird vorgeschlagen, in diesen Regionen einen 
breitgestreuten Fremdenverkehr zu entwickeln, 
der manchmal als „Agrartourismus" bezeichnet 
wird und im Gegensatz zu den großen Vorhaben 
steht, die an bestimmten Küstenstrichen oder im 
Gebirge durchgeführt werden. Das angestrebte 
Ziel ist, die Wirtschaftsstruktur dieser Regionen zu 
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stärken, und zwar durch Beihilfen zu Investitionen 
im Hotelgewerbe oder in Fremdenzimmern auf 
Bauernhöfen — jedoch unter der Bedingung, daß 
Organisationen oder Gemeinschaftsdienste ge-
schaffen werden, die die Förderung dieser Frem-
denverkehrsart und die koordinierte Verwaltung 
der Unterbringungsmöglichkeiten sicherstellen 
können. 

Weiterhin sind hier auch einige Infrastrukturmaß-
nahmen vorgesehen, die insbesondere den Zugang 
zu den Fremdenverkehrsgebieten erleichtern 

sollen. 

Die auf die Entwicklung des ländlichen Fremden-
verkehrs abzielenden Maßnahmen betreffen die 
von der Maßnahme „Erweiterung" betroffenen 
Gebiete, sowie das Grenzgebiet zwischen Irland 
und Nordirland. Der ausschließlich ländliche 
Charakter dieses letzteren Gebiets läßt praktisch 
nur diese Maßnahmenart zusammen mit der 
Förderung des Handwerks — als einzige nicht-
landwirtschaftliche Entwicklungsmöglichkeit zu. 

IV. Finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft 
an den einzelnen Beihilfen und 

Durchführungsverfahren des Artikels 13 

15. Der Grad der Gemeinschaftsbeteiligung an der 
Finanzierung der nicht quotengebundenen Maß-
nahmen ist generell höher als im Fall der quoten-
gebundenen Maßnahmen, was durch ihren spe-
zifischeren Gemeinschaftscharakter begründet 
ist. Das gleiche gilt für Beihilfen zu bestimmten 
Produktiv- oder Infrastrukturinvestitionen. Der 
Beitrag 'der  Gemeinschaft ist jedoch besonders 
hoch bei denjenigen Maßnahmen, die als „intel-
lektuelle Investitionen" bezeichnet werden 
können 	(Verwaltung/Leitung, Organisation, 
Marktstudien, Beitreibung und Durchführung von 
Innovationen); für diese Maßnahmen kann der 
Gemeinschaftsbeitrag bis zu 70 % der Ausgaben 
betragen. Es handelt sich in gewisser Weise um 
eine „Prämie für den Unterschied" gegenüber den 
mehr klassischen Investitionsmaßnahmen, wie 
sie in der quotengebundenen Abteilung vorge-
sehen sind. 

Diese „Prämie" stellt keinen Selbstzweck dar, 
sondern will sich vor allem als Anreizmittel für 
den Beginn von neuen Tätigkeiten verstanden 
wissen: die vorgesehenen Beihilfen sind zeitlich 
begrenzt und in den meisten Fällen degressiv. 

16. Was das vorgeschlagene Verfahren zur Anwen-
dung des Artikels 13 betrifft, so wird daran er-
innert, daß der Text dieses Artikels den Rat beauf-
tragt, für jede spezifische Gemeinschaftsmaß

-

nahme die Art der Maßnahmen, die Gebietsteile 
und Gebiete, zugunsten derer interveniert werden 
kann, die EFRE-Beteiligung usw. festzulegen und 
daß andererseits vorgesehen ist, diese Maßnahmen 
in Form von Spezialprogrammen durchzuführen. 

Die Kommission unterscheidet demgemäß zwei 
Schritte: der erste betrifft das Gesetzgebungsver

-

fahren, der zweite die konkrete Ausführung. Diese 

beiden Schritte stimmen mit den Funktionen über-
ein, die durch den Vertrag generell den beiden 
Institutionen Rat und Kommission zugewiesen 
wurden. 

Deshalb ist vorgesehen, daß der Rat — nach An

-

hörung des Parlaments — die Verordnungen verab-
schiedet, die Gegenstand dieser Vorschläge sind 
und die die in Artikel 13 Abs. 3 Ziffern a) bis f) aufge-
führten Elemente festlegen. Nach Verabschiedung 
dieser Verordnungen wird dann die Kommission 
deren Durchführung übernehmen, die, in Überein-
stimmung mit dem gleichen Artikel, in Form von 
Programmen geschehen muß. Diese werden im 
Einvernehmen mit denjenigen Mitgliedstaaten 
aufgestellt, in denen sich die Gebiete befinden, 
die der Rat festgelegt hat. Die Kommission kann 
von dem Augenblick an, in dem diese „Spezial-
programme" aufgestellt sind — nach Anhörung des 
Ausschusses für Regionalpolitik—, zum Stadium der 
Mittelbindungen übergehen. 

Diese Anwendungsmodalitäten, die mit der insti-
tutionellen Logik der Gemeinschaft konform sind, 
drängen sich auch aus anderen Gründen auf. Die 
vom Rat zu verabschiedende Verordnung ist 
eigentlich nur ein Anwendungsfall der „Basis-
verordnung", da die politische Entscheidung zu-
gunsten der „nicht quotengebundenen" Maß-
nahmen bereits getroffen worden ist. 

17. Hinsichtlich der finanziellen Aspekte wird das Ver-
fahren analog sein. Der Rat wird die voraussicht-
liche Gesamthöhe der Beteiligung des Fonds an 
jeder der fünf spezifischen Gemeinschaftsmaß-
nahmen festlegen und dann über die geschätzten 
Beträge für jedes Gebiet oder jeden Gebietsteil 
unterrichtet werden. Diese Schätzungen werden 
bei Billigung. der Spezialprogramme bestätigt und 
präzisiert. 

Die Haushaltsverpflichtungen für die Durch-
führung dieser Programme werden in jährlichen 
Tranchen beschlossen, und zwar je nach Abwick-
lung der Programme. 

Die Überweisungen des Beitrages der Gemein-
schaft erfolgen im gleichen Rhythmus wie die in den 
betreffenden Gebieten getätigten Ausgaben, die 
für Beihilfen infrage kommen. 

Wie bereits unter Punkt 3 ausgeführt, können die 
voraussichtlichen Mittel, die für die im Zeitraum 
1980 bis 1984 durchzuführenden „nicht quoten-
gebundenen" Maßnahmen verwendet werden 
können, etwa 350 MERE (niedrige Hypothese) 
geschätzt werden. Die Gesamtkosten der Gemein-
schaftsbeteiligung an den ersten bis jetzt vorge-
schlagenen Maßnahmen betragen etwa 220 Mio 
ERE. 

Dieser Betrag ist wie folgt auf die verschiedenen 
Maßnahmen aufgeteilt: 

—Eisen und Stahl 	43 MERE 
—Schiffbau 	17 M.ERE 
—Grenzgebiete 	24 M.ERE 
—Energie 	 16 M.ERE 

— Erweiterung 	120 M.ERE 
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18. Die zur Durchführung der „nicht quotengebun-
denen" Maßnahmen verwendeten Spezialpro-
gramme müssen für jedes Gebiet die Angaben ent-
halten, die im Anhang zu jeder Verordnung aufge-
führt sind. Diese Angaben beziehen sich ,auf die 
gegenwärtige Lage, auf die Beschreibung der 
Modalitäten jeder vorgesehenen Maßnahme sowie 
auf den Zeitplan des Programms und — mehr all-
gemein — auf die Elemente, die es der Kommission 
gestatten, die Kohärenz dieses Programms mit 
einerseits den Zielen der Regionalentwicklung und 
andererseits — in einem bestimmten Maße — mit den 
Aussichten hinsichtlich einer kombinierten Ver-
wendung von Mitteln aus anderen Gemeinschafts

-

fonds mit struktureller Zweckbestimmung zu be-
urteilen. Die Art der von dem Mitgliedstaat ge-
troffenen Vorkehrungen, die Förderberechtigten 
auf die in dem Spezialprogramm gebotenen Mög-
lichkeiten und auf, die Rolle der Kommission in 
diesem Zusammenhang hinzuweisen, muß eben-
falls genau angegeben werden. 

Schließlich muß die Kommission in der Lage sein, 
sich zu vergewissern — und zwar aufgrund eines 
von dem Mitgliedstaat vorgelegten jährlichen Be-
richts, der die Fortschritte in der Durchführung des 
Programms aufzeigt —, daß die verschiedenen 
Maßnahmen in gegenseitiger Übereinstimmung 
durchgeführt werden. 

Ubersicht über die geschätzten finanziellen Auswirkungen der Gemeinschaftsbeteiligungen an den 
vorgeschlagenen Maßnahmen 

MERE 

Maßnahmen 1980 1981 1982 1983 1984 insgesamt 

Eisen- und Stahlindustrie 	  8,8 9,8 8,8 7,8 7,8 43 
Schiffbauindustrie 	  3,4 3,4 3,4 3,4 3,4, 17 
Grenzgebiete 	  4,2 5,6 5,6 5,0 3,6 24 
Energie 	  1,5 4,5  4,5 4,0 1,5 16 
Erweiterung 	  1,6 21 26 31  26 120 

Insgesamt 	  33,9 44,3 48,3 51,2 42,3 220 *  

* Die Höhe der gesamten öffentlichen Ausgaben beläuft sich ungefähr auf das Doppelte der Gesamthöhe der Gemeinschafts-
beteiligung. 




